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Stellungnahmen im Rahmen  

• der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
• der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer öffentlichen Planauslegung, Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
• der Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

 
 
Mailausgang der Information zum Planvorhaben: 13.02.2023 
Öffentliche Planauslegung: 02.03.2023 bis 03.04.2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage zum Beschluss Nr. __ der Gemeindevertretung Temnitzquell 
vom __.__.2023 

Abkürzungen unter Vermerk: 
B =  Begründung ändern oder ergänzen 
H =  Handlungsbedarf außerhalb des Planwerks 
K =  Keine Abwägung erforderlich 
L =  Legende ändern oder ergänzen 
N =  Nicht übernehmen, da andere Belange überwiegen 
P = Änderung oder Ergänzung der Planzeichnung 
T =  Textliche Festsetzung/Hinweise ändern 
U = Umweltbericht ändern oder ergänzen 
V =  Vorschlag bereits im Plan berücksichtigt 
Z =  Zurückweisung einer Argumentation 

 
 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 
 

Nr. Inhalt der Anregungen Sachpunkt Abwägungsvorschlag Vermerk 

1 Amt Temnitz 
Stellungnahme vom 15.02.2023 

 Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen zu den o. g. 
Bauleitplanverfahren teile ich Ihnen mit, dass die von 
der Amtsverwaltung, stellvertretend für die Gemeinden 
Walsleben, Märkisch Linden und Storbeck-Frankendorf, 
öffentlichen Belange als Nachbargemeinde durch die 
Planung nicht berührt werden. 
 
Die Stellungnahme des örtlichen Brandschutzes wird 
gesondert übermittelt. 

Keine Belange be-
rührt 
 
 
 
 
 
SN örtl. Brand-
schutz 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

K 
 
 
 
 
 
 
K 
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Nr. Inhalt der Anregungen Sachpunkt Abwägungsvorschlag Vermerk 

Die weitere Beteiligung der o. g. Gemeinden des Amtes 
Temnitz an dem o. g. Bauleitplanverfahren ist daher 
nicht erforderlich. 
 

Beteiligung Kenntnisnahme. Keine weitere Beteiligung erforderlich. K 

2 Fontanestadt Neuruppin 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

3 Gemeinde Wusterhausen/Dosse 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

4 Gemeinde Fehrbellin 
Stellungnahme vom 28.02.2023 

 Zum betreffenden Planentwurf (Stand 01/2023) gibt es 
keine Anregungen und Bedenken; unmittelbare Auswir-
kungen der Planung auf die Gemeinde Fehrbellin sind 
nicht erkennbar. 
 

Keine Bedenken Kenntnisnahme K 

5 Stadt Kyritz 
Stellungnahme vom 07.03.2023 

 In Bezug auf das o.g. Verfahren stimmt die Stadt Kyritz 
zu. Bedenken und Anregungen werden nicht geäußert. 
 

Zustimmung, keine 
Bedenken 

Kenntnisnahme K 

6 Stadt Wittstock/Dosse 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

7 Landkreis Ostprignitz, Der Landrat 
Kreisentwicklung 
Stellungnahme vom 16.03.2023 
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 Ausgelöst durch Ihr Schreiben vom 13.02.2023 erhalten 
Sie die Stellungnahme des Landkreises Ostprignitz-
Ruppin im Rahmen der Beteiligung als Träger öffentli-
cher Belange zu o. g. Vorhaben. 
 
In die Erarbeitung der Stellungnahme wurden gemäß 
TöB- Erlass des MIL vom 20.10.2020 die Ämter und Be-
hörden unseres Hauses einbezogen, deren Aufgaben-
bereiche durch die Planung berührt werden. Im Ergeb-
nis der Beteiligung liegen Fachstellungnahmen des 
 
� Amtes f. Verbraucherschutz u. Landwirtschaft, SG 
Landwirtschaft, v. 15.03.2023, 
� Gesundheitsamtes, SG Hygiene u. Umweltmedizin, v. 
15.03.2023, 
� Bau- u. Umweltamtes, untere Wasserbehörde, v. 
07.03.2023, 
� Bau- u. Umweltamtes, untere Bodenschutzbehörde, 
v. 02.03.2023 sowie des 
� Bau- u. Umweltamtes, untere Denkmalschutzbe-
hörde, v. 22.02.2023 
 
vor. 
 
Diese Stellungnahmen enthalten Hinweise und Anre-
gungen. Sie sind diesem Schreiben beigefügt und im 
Zuge der Abwägung gesondert zu berücksichtigen. 
 
Seitens der unteren Naturschutzbehörde wird eine ver-
längerte Bearbeitungsfrist bis zum 20.04.2023 erbeten. 
Sofern hieraus eine Stellungnahme resultieren sollte, 
wird Ihnen die uNB direkt zuarbeiten und das Team 
Kreisentwicklung und Mobilität hierüber in Kenntnis set-
zen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fachstellungnah-
men 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis zu Fach-
stellungnahmen  
 
 
gesonderte SN der 
uNB 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es liegt die Stellungnahme der uNB vom 
15.06.2023 vor. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
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Kreis- bzw. bauleitplanerische Hinweise: 
Mit der 3. Flächennutzungsplanänderung (bestehend 
aus zwei Teilbereiche) verfolgt die Gemeinde Tem-
nitzquell das Ziel, für ein Teilgebiet von rd. 130 ha eine 
Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Solarpark 
im Gemeindegebiet vorzubereiten. In der wirksamen 
Flächennutzungsplanung sind die beiden Teilbereiche 
als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Um auf die-
sen Teilbereichen verbindlich Baurecht für die Errich-
tung von PV-FFA zu schaffen, wurde parallel die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Bürgersolarpark 
Temnitzquell“ durch die Gemeindevertretung beschlos-
sen, um dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 S. 1 
BauGB gerecht zu werden. 
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
dass die verfahrensgegenständliche Flächennutzungs-
planänderung gem. § 6 Abs. 1 BauGB der Genehmi-
gung durch die höhere Verwaltungsbehörde unterliegt 
und bei dieser schriftlich zu beantragen ist. 
 
Zum leichteren Abgleich zwischen wirksamer Flächen-
nutzungsplandarstellung und der 3. FNP-Änderung wird 
eine Gegenüberstellung der Änderungsbereiche emp-
fohlen. 
Auch sollte sich zur besseren räumlichen Einordnung 
des Änderungsbereiches ein kleinmaßstäblicher Über-
sichtsplan auf der Planzeichnung wiederfinden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Planinhalt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Genehmigungs-
pflicht FNP-Ände-
rung 
 
 
 
Gegenüberstellung 
Änderungsberei-
che 
 
Übersichtsplan 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Eine visuelle Gegenüberstellung der Änderungsbereiche 
wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
Der Vorentwurf der Planzeichnung soll vorrangig die Ände-
rungsflächen mit ihren Änderungen darstellen. Eine Veror-
tung anhand eines Übersichtsplanes erfolgt auf dem Titel-
blatt der Begründung, welche in der frühzeitigen Beteiligung 
ebenfalls vorlag. Auf der großen Planfassung, welche erst-
malig für den Entwurf erstellt wird und dann in der öffentli-
chen Planauslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB mitausgelegt 
wird, wird ein solcher Übersichtsplan ebenso wie auch die 
Legende integriert. 
 
 

 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
B 
 
 
 
N 
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Allgemeine Hinweise: 
Bitte beachten Sie, dass unsere Stellungnahme als Trä-
ger öffentlicher Belange nicht unsere Zuständigkeit als 
höhere Verwaltungsbehörde nach § 203 (3) BauGB i. V. 
m. der Baugesetzbuchzuständigkeitsverordnung vom 
15.10.1997 einschließt. 
Die aufgeführten Anmerkungen erfolgen beispielhaft 
und sind demzufolge nicht im Sinne einer abschließen-
den rechtlichen Prüfung zu werten.  
 
Nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB ist das Ergebnis der Ab-
wägung zum Bauleitplanentwurf den sich äußernden 
Stellen (Öffentlichkeit+ TöB) mitzuteilen. 
 
Auf der Grundlage des § 12 BbgEGovG sind die Bau- 
und Planungsverwaltungen der Kommunen in der 
Pflicht, XPlanung-basierte Daten von Bauleitplänen ver-
arbeiten und bereitstellen zu können. 
Neben der Übersendung der rechtkräftigen Planfassung 
(Papierexemplar) bitten wir um Übermittlung eines digi-
talen Datensatzes (möglichst XPlanung-konforme Da-
ten oder im Pdf-Format) zwecks Aktualisierung des Ge-
oportals unseres Landkreises. 
 
Anlage 
5 Fachstellungnahmen 
 

 
Allgemeine Hin-
weise 
 
 
 
 
 
 
 
Mitteilung Abwä-
gungsergebnis 
 
 
 
 
 
 
Abgabe Planfas-
sung 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landkreis wird in der formellen Beteiligungsrunde nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB nochmals beteiligt. Den Beteiligungsun-
terlagen wird das Abwägungsprotokoll beiliegen. 
 
 
 
 
 
Dem Landkreis wird nach wirksam gewordener Planfassung 
diese digital und in Papierform zugeschickt. 

 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
H 

7.1 Bau- und Umweltamt 
Amt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft 
Stellungnahme vom 15.03.2023 

 Gemäß der Vorhabens Beschreibung sollen im Teilge-
biet Nord ca. 79,3 ha Fläche und im Teilgebiet Süd 50,2 
ha Fläche in Anspruch genommen werden.  
 
In der Begründung zum Vorhaben unter Pkt. 5.9 Be-
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lange der Landwirtschaft beschreibt der Vorhabens Trä-
ger, dass der Wegfall der landwirtschaftlichen Nutzung 
durch die Grundstückseigentümer aufgrund der Pacht-
einnahmen kompensiert werden kann. 
 
Die benannten Flächen befinden sich innerhalb des di-
gitalen Feldblockkatasters in den Feldblöcken DE-
BBLI0368300002 und DEBBLI0268210333 welches als 
Grundlage für den Bezug von EU-Agrarfördermitteln 
dient. 
 
Mit der Umsetzung der geplanten Vorhaben erlischt die 
Beihilfefähigkeit der benannten Flächenteile, eine Bean-
tragung im Rahmen der EU-Agrarförderung ist dann 
nicht mehr möglich. 
 
Damit verringert sich die Einkommensstütze für die auf 
den Flächen wirtschaftenden landwirtschaftlichen Be-
trieben.  
 
Wünschenswert wäre, dass geplante Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nicht zusätzlich auf landwirtschaftli-
cher Fläche durchgeführt werden, um nicht noch mehr 
landwirtschaftliche Fläche der Nutzung und Beihilfefä-
higkeit zu entziehen. 
 

 
 
 
 
 
EU-Fördermittel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
keine Ausgleichs- 
und Ersatzmaß-
nahmen auf land-
wirts. Flächen 
 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Flächeneigentümer sind von diesem 
Umstand in Kenntnis gesetzt worden und sind sich dem Er-
löschen der Förderfähigkeit bewusst. Der Hinweis wird in die 
Begründung übernommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Wunsch kann nachvollzogen, jedoch in Ermangelung 
an Alternativflächen nur schwer umgesetzt werden. In erster 
Linie kämen als Alternativflächen Brach-, bzw. Konversions-
flächen in Frage, die aber in der näheren Umgebung nicht 
vorhanden oder nicht zur Verfügung stehen. Und da die Er-
satzflächen insbesondere als Ersatzhabitat für Feldlerchen 
dienen sollen, ist der räumliche Bezug zum Plangebiet des 
B-Plans Nr. 2 unabdinglich. Die auf die Laufzeit begrenzte 
Nutzung der Ackerfläche als Ersatzhabitat bewirkt eine Bo-
denaufwertung durch die ausbleibende intensive Ackerwirt-
schaft, sodass neben einer geringen Boden- und Grund-
wasserbelastung mit einer Steigerung der Ertragsfähigkeit 
zu rechnen ist. 

 
 
 
 
 
B 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
N 
 
 
 
 
 
 
 

7.2 Bau- und Umweltamt 
Gesundheitsamt 
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Stellungnahme vom 15.03.2023 
 Zu den eingereichten Unterlagen des Amtes Tem-

nitz/Gemeinde Temnitzquell nimmt das Gesundheits-
amt auf der Grundlage des § 4 des Gesetzes über den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst im Land Brandenburg, 
als Träger öffentlicher Belange, hinsichtlich möglicher 
Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevölkerung im 
Landkreis OPR, Stellung. 
 
Gegen den Vorentwurf zum Bebauungsplan zur Errich-
tung des „Bürgersolarparks Temnitzquell, der aus zwei 
Freiflächensolaranlagen besteht und der in diesem Zu-
sammenhang erforderlichen  3. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes bestehen aus der Sicht des Gesund-
heitsamtes keine Bedenken, wenn gewährleistet ist, 
dass Verkehrsteilnehmer auf den an den Solarpark an-
grenzenden Verkehrswegen, insbesondere der  BAB A 
24 und der L 18,  durch die geplanten Anlagen nicht 
durch Blendung gefährdet oder beeinträchtigt werden. 
   
Grundsätzlich sollten solche PV-Anlagen aus umwelthy-
gienischer Sicht auf bereits bestehenden Dachflächen 
z.B. von landwirtschaftlichen Gebäuden und anderen 
bereits versiegelten Flächen, wie Konversionsflächen, 
installiert werden und erst wenn diese bereits versiegel-
ten Flächen ausgeschöpft sind, auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen errichtet werden. Daher setzt sich auch das 
Bundesumweltministerium dafür ein, dass für den Aus-
bau von Freiflächenanlagen Mindeststandards einge-
halten werden sollen und vorrangig der Ausbau der 
Dachanlagen gestärkt wird. In Deutschland stehen circa 
40 Millionen Gebäude mit Dächern und Fassaden zur 
Verfügung, die ein technisches Potenzial in der Größen-
ordnung von 1000 Gigawatt peak (GWP) bieten. Bisher 
genutzt werden aber nur weniger als zehn Prozent des 

 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Bedenken, 
wenn Blendwir-
kung auf A 24 und 
L 18 ausgeschlos-
sen 
 
 
 
 
 
 
Alternativstandorte 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Mögliche Blendungen werden auf B-Plan-
ebene gutachterlich untersucht. Neben bereits im B-Plan 
festgesetzten Heckenanpflanzungen u.a. als Blendschutz 
werden ggf. auch Festsetzungen zur Positionierung der PV-
Module festgesetzt um Blendungen zu vermeiden.  
 
 
 
 
 
 
Die Argumentation kann nachvollzogen werden, jedoch fehlt 
derzeit ein administratives Management bei der Bereitstel-
lung, bzw. Vermittlung solcher Potentialflächen wie Konver-
sionsflächen. Solche Flächen stehen zudem nur im be-
grenzten Umfang zur Verfügung, auch weil sie z.T. schon 
mit PV-Anlagen bebaut wurden oder natur- und arten-
schutzrechtliche Belange entgegenstehen. Die Heranzie-
hung von Dachflächen steht ebenfalls in keinem Verhältnis 
zu den Flächengrößen, die derzeit für die Energieproduktion 
benötigt werden. Zudem befindet sich der überwiegende 
Teil der "40 Millionen Gebäude" in Privateigentum, die nicht 
einfach so durch Dritte mit PV-Anlagen versehen werden 
können, zumal auch nicht alle Dächer und Fassaden geeig-
net sind. Eine Fokussierung auf Dachflächen kann nur erfol-
gen, indem die Bundesregierung mehr (finanzielle) Anreize 

 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
N 
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Dachpotenzials und weniger als ein Promille des Fassa-
denpotenzials. Mit der Nutzung dieser Potentiale könnte 
zusätzlicher Druck auf die begrenzten, freien Flächen-
potentiale vermieden werden – Flächen für den Natur-
schutz und für Land- und Forstwirtschaft werden ge-
schont (siehe Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz). 
 
 
 
 
 
Leider nehmen die Gemeinden im Amt Temnitz bisher 
kaum die Möglichkeit der Festsetzung von PV Anlagen 
auf Dächern in B-Plänen wahr. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Festsetzung Dach-
PV in B-Plänen 

für die Installation von PV-Anlagen für die Eigentümer, aber 
auch für Industrie- und Gewerbebetriebe schafft. 
Erklärtes Ziel der Politik ist es, die Energiewende schnell vo-
ranzutreiben, wofür aber derzeit nur große PV-Anlagen mit 
hoher Leistung vergleichsweise schnell den Bedarf an So-
larenergie decken können. Somit kommen bisher haupt-
sächlich landwirtschaftlich genutzte Flächen in Betracht, 
weshalb auch die Gemeinde Temnitzquell im Rahmen ihrer 
Planungshoheit auf eine derartige Alternativenprüfung ver-
zichtet hat und das Angebot eines privaten Vorhabenträgers 
für den vorgeschlagenen Standort akzeptiert. 
 
Kenntnisnahme. Die Entscheidung der Gemeinden im Amt 
Temnitz, ob PV-Anlagen auf Dachflächen in B-Plänen fest-
gesetzt werden, ist nicht Bestandteil des B-Plans Nr. 2 "Bür-
gersolarpark Temnitzquell". 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 

7.3 Bau- und Umweltamt 
SG Abfall, Boden und Wasser 
untere Wasserbehörde 
Stellungnahme vom 07.03.2023 

 Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen gegen das im o.g. 
Plan dargestellte Vorhaben grundsätzlich keine Ein-
wände. Wir verweisen auf die nachstehenden Rechts-
pflichten und bitten um Übergabe einer Ausfertigung der 
Gesamtstellungnahme.    
 
Rechtspflichten aus Sicht des Wasserrechtes  
 
Abwasserbeseitigung:   
1.   Soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht 
zu besorgen ist und sonstige Belange nicht entgegen-
stehen, ist Niederschlagswasser gemäß § 54 Abs. 4 
BbgWG schadlos über die belebte Bodenzone zu versi-
ckern. 

Belange untere 
Wasserbehörde 
 
 
 
 
Rechtspflichten 
 
 
 
 
 
 
 

Grundsätzlich keine Einwände. Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Die Hinweise betreffen nicht die Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung und werden nicht in die Planung über-
nommen. Eine Berücksichtigung erfolgt, sofern die Bauleit-
planung betreffend, auf B-Planebene. 
 
 
 
 

K 
 
 
 
 
 
N 
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2. Sollten Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich 
sein, sind diese gemäß den §§ 8 u. 9 WHG erlaubnis-
pflichtig. Eine wasserrechtliche Erlaubnis ist 4 Wochen 
vor Beginn der Maßnahme bei der Unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen (Dauer, geschätzte Entnahme-
menge, Ort der Wiedereinleitung). 
 
3.  Erdaufschlüsse bei denen mittelbar oder unmittelbar 
auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grund-
wassers eingewirkt werden kann, sind gemäß § 49 
WHG einen Monat vor Beginn der Maßnahme vom Un-
ternehmer bei der Wasserbehörde anzuzeigen. 
 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
 
4.  Es dürfen für die Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (z.B. Transformatoren, Batterie-
speicher) nur Bauprodukte, Bauarten oder Bausätze 
verwendet werden, für die die bauaufsichtlichen Ver-
wendbarkeitsnachweise unter Berücksichtigung was-
serrechtlicher Anforderungen vorliegen. 
 
5. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen müssen so geplant (Fachplanungspflicht) und er-
richtet werden, beschaffen sein und betrieben werden, 
dass diese Stoffe nicht austreten können. Undichtheiten 
aller Anlagenteile, die mit wassergefährdenden Stoffen 
in Berührung stehen, müssen schnell und zuverlässig 
erkennbar sein. Austretende wassergefährdende Stoffe 
müssen schnell und zuverlässig erkannt werden. Bei ei-
ner Betriebsstörung anfallende Gemische (z.B. Lösch-
wasser), die ausgetretene wassergefährdende Stoffe 
enthalten können, müssen ordnungsgemäß und schad-
los verwertet oder beseitigt werden können. 
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6. Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die 
nach § 3 Abs. 2 AwSV als allgemein wassergefähr-
dende Stoffe oder in eine der drei Wassergefährdungs-
klassen (WGK) einge- stuft sind, ist der unteren Was-
serbehörde sechs Wochen vorher schriftlich anzuzei-
gen. Das dementsprechende Anzeigeformblatt steht auf 
der Internetseite des Landkreises OPR zum Laden be-
reit. Mit der Anzeige sind die Anlagen nach § 14 AwSV 
abzugrenzen, alle Anlagenteile zu bezeichnen und die 
Eignung dieser Anlagenteile nachzuweisen. Die sepa-
rate Anzeige entfällt, wenn für diese Anlagen eine Bau-
genehmigung beantragt wird. In diesem Fall müssen die 
vorgenannten Unterlagen im Bauantrag enthalten sein.   
 

7.4 Bau- und Umweltamt 
SG Abfall, Boden und Wasser 
untere Bodenschutzbehörde 
Stellungnahme vom 02.03.2023 

 Die untere Bodenschutzbehörde hat keine Einwände 
zum Vorentwurf der 3. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Temnitzquell (Stand Januar 
2023).  
Alle erforderlichen bodenschutzrechtlichen Belange 
sind in dem zur Flächennutzungsplanänderung parallel 
laufenden Bebauungsplan Nr. 2 „Bürgersolarpark Tem-
nitzquell“ formuliert und entsprechend umzusetzen.  
 

Keine Einwände  
 
 
 
Umsetzung Boden-
schutzbelange auf 
B-Planebene 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 

K 
 
 
 
K 
 

7.5 Bau- und Umweltamt 
SG Technische Bauaufsicht und Denkmalschutz 
untere Denkmalschutzbehörde 
Stellungnahme vom 22.02.2023 

 Durch das Vorhaben werden Belange des Denkmal-
schutzes nicht berührt. 
 

Keine Belange be-
rührt 
 

Kenntnisnahme 
 
 

K 
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Das Vorhaben befindet sich außerhalb derzeit bekann-
ter Bodendenkmale. 
 
Einzeldenkmäler befinden sich nicht im Plangebiet Die 
geschützte Umgebung von Denkmälern wird nicht 
berührt. 
 
Eine denkmalrechtliche Erlaubnis ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Eine detaillierte denkmalpflegerische Stellungnahme er-
folgt durch das als TöB zuständige Brandenburgische 
Landesamt für Denkmalpflege und Archäologische Lan-
desmuseum. 
 
Hinweise: 
Im Falle des Auftretens bisher unbekannter Bodendenk-
male im Zuge der Ausführung von Schachtungsarbeiten 
im Bereich des Vorhabens, gelten die gesetzlichen 
Schutzbestimmungen des Brandenburgischen Denk-
malschutzgesetzes (BbgDSchG). Insbesondere gelten 
die Schutzbestimmungen des § 11 i. V. m. § 7 Abs. 3 
und § 12 BbgDSchG. Funde sind unverzüglich der un-
teren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Die Bauaus-
führenden sollen darauf hingewiesen werden. 
 

keine bekannten 
Bodendenkmale 
 
keine Einzeldenk-
mäler 
 
 
keine denkmal-
rechtliche Erlaubnis 
erforderlich 
 
gesonderte SN 
BLDAM 
 
 
 
 
Hinweise 

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise sind bereits in der Begründung enthalten. 

K 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
V 

7.6 Bau- und Umweltamt 
untere Naturschutzbehörde 
Stellungnahme vom 15.06.2023 

 Die untere Naturschutzbehörde äußert sich im Rahmen 
der frühzeitigen Behördenbeteiligung zu oben bezeich-
netem Planvorhaben. 
Sie ist nach § 1 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 NatSchZustV in 
diesem Verfahren für alle naturschutz- einschließlich 

 
 
 
 
 

Da die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde für 
die 3. FNP-Änderung in weiten Teilen identisch ist mit der 
Stellungnahme zum B-Plan Nr. 2 "Bürgersolarpark Tem-
nitzquell" und die Inhalte weitestgehend das B-Planverfah-
ren behandeln, wird auf die Abwägungsvorschläge im B-

H 
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der artenschutzrechtlichen Entscheidungen und Maß-
nahmen zuständig. 
 
 
1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund 
fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, 
Befreiung o.Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht 
überwunden werden können. 
Einwendung, Rechtsgrundlagen, Möglichkeiten der An-
passung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder 
der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
Besonderer Artenschutz, Bewertung der Betroffen-
heit 
Der Artenschutzfachbeitrag (AFB) weist Lücken auf und 
es fehlt in Teilen an Nachvollziehbarkeit. 
 
Die Gruppe der Greifvögel und Falken ist unzureichend 
artenschutzrechtlich betrachtet. Die Behörde schätzt 
ein, dass mit der vorliegenden Anlageplanung insbeson-
dere der Rotmilan mit einer Reduzierung oder einem 
Verlust der ökologischen Funktionalität der Lebens-
stätte betroffen sein wird. Direkte Veränderungen der 
Biotopstrukturen erlangen insbesondere dann beson-
dere Relevanz, wenn sie die Brutreviere oder deren di-
rektes Umfeld bzw. Hauptnahrungshabitate betreffen. 
Die Abbildung 1 zeigt schematisch den anzunehmen-
den Hauptaktionsraum für die Nahrungssuche von 1,5 
km - 2,5 km. Etwa 3/4 der Nahrungsflüge des Rotmilans 
erfolgen in diesem Distanzbereich. Auch für weitere 
Greifvogelarten (Schwarzmilan, Mäusebussard, Turm-
falke) haben die überplanten Flächen Relevanz als Nah-
rungsrevier.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
AFB unvollständig 
 
 
 
 
Unzureichende Be-
trachtung der Ar-
tengruppe Greifvö-
gel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Planverfahren verwiesen. Änderungen in der Entwurfsfas-
sung des UB und der Begründung zum B-Plan werden im 
UB und der Begründung zum FNP vollumfänglich berück-
sichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Umweltbericht zur 3. FNP-Änderung enthält keinen 
AFB. Es wird auf den Umweltbericht zum B-Plan mit inte-
griertem AFB verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Z 
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Der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
steht im Raum. 
 
Feldlerche (5 Brutpaare) und Wachtel (1 BP) verlieren 
voraussichtlich mit ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätte. 
 
Planinterne Lösungen mit Schutz- und Vermeidungs-
maßnahmen werden nicht geprüft, was eine methodi-
sche Lücke in der artenschutzrechtlichen Prüfung dar-
stellt. Die Gemeinde hat im Rahmen ihrer Bauleitpla-
nung jedoch sicherzustellen, dass die Vermeidung ar-
tenschutzrechtlicher Verbotstatbestände objektiv gege-
ben ist. Resultierende Maßnahmen sind gemäß der Ein-
griffskaskade zu erarbeiten – Vermeidung vor Ersatz. 
 
Quellenhinweise für die fachliche Auseinandersetzung: 
-  KNE-Antwort 313_Auswirkungen von Solarparken auf 

die Funktion als Nahrungshabitat für Greifvögel - 
Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende 
(naturschutz-energiewende.de); veröffentlicht 
12.08.2021 

-  Peschel, T., Peschel, R. (2023): Photovoltaik und Bio-
diversität – Integration statt Segregation! Solarparks 
und das Synergiepotenzial für Förderung und Erhalt 
von biologischer Vielfalt. Naturschutz und Land-
schaftsplanung 55 (2), 18-25; abrufbar unter 
https://www.nul-online.de/photovoltaik-und-biodiver-
sitaet-integration-statt-segrega-
tion,QUlEPTc0MTk0MDUmTUlEPTExMTE.html oder 
https://www.wattmanufactur.de/down-
load/presse/NuL_PVundBioDiv%20-Integration-statt-
Segregation_Februar2023.pdf 

-   Fachinformationssystem FFH-VP-Info des BfN > Ar-
ten und Lebensräume 
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o Vogelarten unter https://ffh-vp- 
info.de/FFHVP/Vog.jsp , 

o      Raumbedarf und Aktionsräume von Arten 
(Stand: 10.02.2022) unter https://ffh-vp-
info.de/FFHVP/download/Raumbedarf_Vogelar-
ten.pdf 

-  Glesener, L., Gräser, Ph., Schneider, S. (2023): Habi-
tatpräferenzen der Feldlerche im Westen und Süd-
westen Luxemburgs während des ersten Brutzyklus. 
Grundlagen für den Feldlerchenschutz. Naturschutz 
und Landschaftsplanung 55 (5), 18-25; abrufbar unter 
https://www.nul-online.de/magazin/archiv/habitat-
praeferenzen-der-feldlerche-im-westen-und-sued-
westen-luxemburgs-waehrend-des-ersten-brutzyk-
lus,QUlEPTc1MzM3NTgmTUlEPTgyMDMw.html 

 
2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsum-
fangs des Umweltberichts 
Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Pla-
nung 
 
Plangrundlagen 
Obgleich das Landschaftsprogramm Brandenburg aus 
2001 sich nicht mit den aktuellen Planungskonflikten 
auseinandersetzt, so kann es dennoch als Grundlage 
zur Beschreibung der Schutzgüter herangezogen wer-
den. Der Teilplan für den Biotopverbund aus 2015 sowie 
die Teilplan Landschaftsbild aus 2022 stellen aktuellere 
Daten dar. (abrufbar https://mluk.branden-
burg.de/mluk/de/umwelt/natur/landschaftspla-
nung/landschaftsprogramm-branden-
burg/~mais2redc576138de ) 
 
Bedeutsame Informationen des Landschaftspro-
gramms: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung der Pla-
nungsgrundlagen 
des LaPro 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkrete Ergän-
zungsvorschläge: 
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Rägelin: 
 
- Karte 3.7 Biotopverbund: Verbindungsflächen - Kohä-

rente Waldflächen (>5.000ha) und störungsarme 
Wälder (1-5.000ha) Waldgebundene Arten mit gro-
ßem Raumanspruch 
(siehe Abb. 1) 

 

 
Abb. 1: Auszug aus LaPro Karte 3.7 Biotopverbund 
 
Netzeband: 
- Karte 3.4 Klima/Luft: Durchlüftete Region, Inversions-

häufigkeit > 160 (!) (siehe Abb. 2) 
 
➔ Solaranlagen sind Wärmequellen. Das Maß der Wär-

mebildung variiert mit dem Anlagendesign. Es muss 
erst einmal unterstellt werden, dass das Einbringen 

 
Berücksichtigung 
der Biotopverbund-
flächen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
der Karte 
Klima/Luft und Be-
rücksichtigung der 
PVA als zusätzli-
che Wärmequelle 
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einer neuen Wärmequelle den klimatischen Istzu-
stand des Planraums nicht zuträglich ist. Auswirkung 
sind weiteren Planverfahren zu untersuchen. 

 
- Karte 3.6 Erholung: Entwicklung von Landschaftsräu-

men mittlerer Erlebniswirksamkeit (landwirtschaftlich 
geprägt) 

 
 

 
Abb. 2: Auszug LaPro Karte 3.4 Klima/Luft 
 
Der Landschaftsrahmenplan OPR stellt für den Teilbe-
reich Netzeband im Entwicklungskonzept II die Anforde-
rung hier standortgerechte Waldgesellschaften zu ent-
wickeln. (Stichwort Vermeidung von Invasionswetterla-
gen) 

 
 
 
 
Berücksichtigung 
der Karte Erholung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Entwicklungskon-
zept des LRP OPR 
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Die Gemeinde Temnitzquell verfügt über einen Land-
schaftsplan, aufgestellt 11/2001, dessen Aussagen 
ebenso in die Umweltprüfung einbezogen werden müs-
sen. 
 
Barrierewirkung für Großsäuger, Erhalt Wanderkor-
ridore 
Im Planungsraum Rägelin und Netzeband sind Rotwild-
bestände traditionell bekannt. (Für detaillierte Informati-
onen ist die untere Jagdbehörde als Träger öffentlicher 
Belange bzw. der Jagdausübungsberechtigte anzufra-
gen.) 
Beide Teilflächen weisen eine Waldkantenlänge von ca. 
1000 m auf. Zwischen Solarpark und Wald ist auf 10 bis 
20 m eine nicht wildangepasste Bebauung der Land-
schaft vorgesehen. 
 
Um Barrierewirkungen für Großsäuger aufgrund groß-
flächiger PV-FFA zu vermeiden, sind entsprechende 
Abstände von PV-FFA vom Waldrand einzuhalten und 
Wechselmöglichkeiten für Wildtiere zu erhalten. Vor der 
Planung neuer Solarparks muss zwingend geprüft wer-
den, ob der Park etwaige Wanderwege blockieren 
würde oder eine ungünstige Lenkungswirkung haben 
könnte.  
Die Umweltprüfung muss sich mit dieser Thematik aus-
einandersetzen. 
Querungsmöglichkeiten für Großsäuger sind so zu ge-
staltet, dass sie durch entsprechende Breite von Groß-
säugern angenommen werden und die Korridore nicht 
direkt an einer Straße (L 18?) oder einem Schienenweg 
(RE 6) enden. Barrieren könnten insbesondere Scha-
lenwildarten am Ziehen hindern oder sie gar auf Straßen 

 
Berücksichtigung 
Landschaftsplan 
Temnitzquell 
 
 
 
 
Erhalt und Qualifi-
erzung von Wild-
korridoren zwi-
schen den SO-PV 
und Waldkanten 
beider Teilgel-
tungsbereichen  
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leiten, wo es dann zu Unfallschwerpunkten kommen 
kann. 
 
Es wird auf folgende Handreichungen verwiesen: 

- „Kriterien für eine naturverträgliche Gestaltung von 
Solar-Freiflächenanlagen“ (KNE – Kompetenz-
zentrum Naturschutz und Energiewende, Stand 
14.09.2021), abrufbar Naturschutz und Solarener-
gie-Freiflächenanlagen: Übersicht zu Erlassen 
und Leitfäden der Länder - Kompetenzzentrum 
Naturschutz und Energiewende (naturschutz-
energiewende.de) 

- Vorläufige Handlungsempfehlung des MLUK zur 
Unterstützung kommunaler Entscheidungen für 
großflächige Photovoltaik- Freiflächensolaranla-
gen (PV-FFA) (MLUK 2021), abrufbar 
https://mluk.brandenburg.de/sixcms/me-
dia.php/9/MLUK-Handlungsempfehlung-PV-
FFA.pdf 

- Solarenergie wildtierfreundlich planen. Empfehlun-
gen für Freiflächenphotovoltaikanlagen –Position 
des Landesjagdverbandes Schleswig-Holstein 
(2022), abrufbar https://ljv-sh.de/solarenergie-
wildtierfreundlich-planen/ 

- Kriterien für naturverträgliche Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen - Gemeinsames Papier von 
BSW/Bundesverband Solarwirtschaft e. V. und 
Nabu Deutschland e.V. (2021), abrufbar 
https://www.solarwirtschaft.de/datawall/uplo-
ads/2021/04/210428_NABU-BSW-Papier-1.pdf 

- Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Wildtiere und 
Jagd – Positionspapier des Deutschen Jagdver-
bandes e.V. (2022), abrufbar https://www.jagdver-
band.de/sites/default/files/2022-07/2022-06_DJV-
Position_Photovoltaik-Freiflaechenanlagen.pdf 
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Eingriffsbeurteilung Landschaftsbild 
Die Planung sieht keine Eingrünung nach Süden vor. 
Die Solarfelder werden von den südlich verlaufenden 
Wegeverbindungen, mit Bedeutung für die Erholungs-
nutzung, deutlich wahrgenommen. 
Dies widerspricht dem Einfügegebot in die Landschaft. 
Der schmale Waldstreifen am Darsikower Weg stellt kei-
nen Sichtschutz dar. Der lichte Kiefernbestand ist hoch-
gewachsen, Unterholz ist nur wenig vorhanden. Die We-
geführung ist bei (Nah-)Erholungssuchenden beliebt. Er 
ist Teil des sogenannten „Kutschweg I – Rundwander-
weg“. 
 
Ebenso ergibt sich vom Weg Netzeband nach Schön-
berg sowie von der A24 Einsicht auf den Solarpark. Hier 
führen Wanderwege „Weg in die Temnitzwiesen“ und 
„Kutschweg I – Rundwander-weg“ sowie ein überregio-
naler Radweg (Knotenpunkt-Verbindung 37 – 54) ent-
lang. 
 
Die Wirkungen aus diesen Blickwinkeln sind genauer zu 
untersuchen. Die Gemeinde sollte ihre touristischen 
Ziele berücksichtigen. Das Vorhaben ist landschaftsge-
recht zu gestalten. 

 

 
 
Beeinträchtigung 
Landschaftsbild 
durch fehlende 
Eingrünung der 
südlichen Grenze 
des Teilgeltungs-
bereich Nord 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
Wanderwege und 
A24 Teilgeltungs-
bereich Süd 
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Abb. 3: Rad- und Wanderwege, Auszug aus dem Geoportal OPR 
(https://www.o-p-r.info/oprmb3/app.php/application/geoportal_besu-
cher) 
 
3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 
a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststel-
lung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen 
b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwa-
chungssysteme 
 
Allgemeines zum Überwachungskonzept 
Gemäß § 4c BauGB muss die Gemeinde die erhebli-
chen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchfüh-
rung des Bauleitplanes eintreten, überwachen. Durch 
die Überwachung (Monitoring) soll sichergestellt wer-
den, dass nachteilige Auswirkungen frühzeitig ermittelt 
und entsprechende Maßnahmen zur Abhilfe getroffen 
werden können. Gegenstand der Überwachung ist auch 
die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzun-
gen nach § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB und von Maßnah-
men nach § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB. Sie nutzen dabei 
die im Umweltbericht nach Nummer 3 Buchstabe b der 
Anlage 1 BauGB angegebenen Überwachungsmaß-
nahmen und die Informationen der Behörden nach § 4 
Absatz 3 BauGB. 
Die Überwachung bedarf einer den Erfordernissen des 
Bebauungsplans genügenden Konzeption (z.B. tabella-
risch), die im Umweltbericht darzulegen ist. Das Kon-
zept muss so konkret bestimmt sein, dass die Öffent-
lichkeit und die Verwaltung erkennen können, welche 
Maßnahmen ergriffen werden sollen. Grundlegend für 
die Planung der Überwachung ist die Beantwortung der 
Fragen, 
- was im Einzelfall zu überwachen ist (Gegenstand der 

Überwachung, alle geregelten Maßnahmen/Festset-
zung der städtebaulichen Eingriffsregelung), 

 
 
 
 
Forderung tabella-
rische Übersicht 
der Überwa-
chungsmaßnah-
men  
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- wer überwacht (die Behörden im Rahmen ihrer fachli-
chen Zuständigkeiten oder der Plangeber/die Ge-
meinden durch spezifische Überwachungsmaßnah-
men bzw. auf einen Vorhabenträger übertragene 
Maßnahmen durch Festlegung im städtebaulichen 
Vertrag), 

- wie (Indikatoren bzw. Anhaltspunkte) und 
- wann (zeitliche Dimension unter Berücksichtigung von 

Entwicklungszeiten) überwacht werden soll. 
 
4. Weitergehende Hinweise 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche 
Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Be-
gründung und ggf. Rechtsgrundlage 
 
Biodiversität, Bauweise für anlagenintegrierte Ar-
tenschutzmaßnahmen, Maß der Überbauung (GRZ) 
Solarparks haben bei richtiger Planung, die Chance 
eine Aufwertung für den Naturraum zu sein. Der Ge-
meinde obliegt es im Rahmen Ihrer Planungshoheit ne-
ben dem Ziel der Energieerzeugung vor Ort, einen 
Mehrwert für Natur, Mensch und Landschaft zu gestal-
ten. 
Ziel der Gemeinde sollte sein, 
- ganzheitlich zu planen, 
- um eine höchstmögliche Artenvielfalt zurückzugewin-

nen und 
- damit den Bedarf an externen Ausgleichmaßnahmen 

zu vermeiden, wodurch 
- die Inanspruchnahme zusätzlicher Landwirtschaftsflä-

che entfällt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesteigerte Bio-
diversität durch 
PVA 
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In der Studie des Bundesverband Neue Energiewirt-
schaft (bne) e.V. „Solarparks - Gewinne für die Biodiver-
sität“(2019) wurde festgestellt (abrufbar 
https://www.bne-onli-ne.de/fileadmin/bne/Doku-
mente/20191119_bne_Studie_Solarparks_Ge-
winne_fuer_die_Biodiversitaet_online.pdf, dass bei 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen in Südausrichtung die 
Breite des besonnten Streifens zur Mittagszeit ein we-
sentlicher Parameter für die Bewertung der Entwicklung 
der Biodiversität in der Anlage ist. Unter der Vorausset-
zung, dass in Solarparks eine Bauweise gewählt wird, 
die Biodiversität fördert, kann auf externen naturschutz-
fachlichen Ausgleich und im Bedarfsfall so genannte ex-
terne CEF-Maßnahmen verzichtet werden. 
Zur Berechnung des besonnten Streifens bei südausge-
richteten Solarparks wird ein Online-Rechner auf 
https://www.wattmanufactur.de/dist/ angeboten. 
 
An dieser Stelle wird erneut darauf hingewiesen, dass 
der Eingriffsverursacher verpflichtet ist, Eingriffe zu ver-
meiden und da wo dies nachweislich nicht möglich ist, 
auszugleichen. (§§ 13, 15 BNatSchG) 
 
Mit Festsetzung einer moderarten GRZ können in den 
meisten Fällen auftretenden Konflikte mit Natur und 
Landschaft vermieden werden. 
 
Um das Abwägungsprotokoll zu dieser Stellungnahme 
wird gebeten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Forderung nach 
Prüfung des inter-
nen Ausgleichs bei 
Absenkung der 
GRZ im VE 
 
 
 
 
Abwägungsproto-
koll 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landkreis wird in der formellen Beteiligungsrunde nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB nochmals beteiligt. Den Beteiligungsun-
terlagen wird das Abwägungsprotokoll beiliegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
H 

7.10
.1 

Bau- und Umweltamt 
untere Naturschutzbehörde 
Nachtrag vom 10.07.2023 
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 Im Nachgang meiner abgegeben Stellungnahmen 
möchte ich auf eine artenschutzrechtliches Besonder-
heit hinweisen. 
 
Teile der gemeindlichen Planung liegen in einem kartier-
ten Brutgebiet der Wiesenweihe. Dies ist der aktuellen 
Karte unter  
AGW-Erlass | MLUK (brandenburg.de), 
https://mluk.brandenburg.de/sixcms/me-
dia.php/9/Karte-Brutgebiete-Wiesenweihe.pdf 
zu entnehmen. 
 
Der artenschutzrechtliche Auseinandersetzung muss 
sich also auch damit beschäftigen. 
 

 Eine Auseinandersetzung mit der vorhabenbezogenen Be-
troffenheit potentieller Vorkommen der Wiesenweihe wurde 
im parallel geführten B-Planverfahren zur Aufstellung des B-
Plans Nr. 2 "Bürgersolarpark Temnitzquell" ausführlich im 
Artenschutzfachbeitrag zum Umweltbericht und in der dazu-
gehörigen Abwägungstabelle ergänzt. Im UB zum FNP und 
in der vorliegenden Abwägungstabelle wird deshalb nicht 
tiefgehend auf den Belang eingegangen.     

H 

8 IHK 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

9 Kreishandwerkerschaft OPR 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

11 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 
Stellungnahme vom 23.03.2023 

 Die Belange der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Prignitz-Oberhavel basieren auf den folgenden Erfor-
dernissen der Raumordnung: 
 

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Ober-
havel, Sachlicher Teilplan "Rohstoffsiche-
rung/Windenergienutzung" (ReP-Rohstoffe) 
vom 24. November 2010 (ABl. 2012 S. 1659) 

- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Ober-
havel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Wind-
energie" (ReP FW) vom 21. November 2018 

Erfordernisse der 
RO 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

K 
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- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Ober-
havel, Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale 
Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. Oktober 
2020 (ABl. S. 1321) 
 

Der Entwurf für die 3. FNP-Änderung der Gemeinde 
Temnitzquell ist mit den Belangen der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel vereinbar. 
 
Begründung: 
Der Entwurf der 3. FNP-Änderung hat mit der Ände-
rungsfläche 1 mit einer Größe von ca.79,3 ha sowie mit 
der Änderungsfläche 2 mit einer Größe von ca. 50,2 ha 
und der geplanten Festlegung von SO „Solar“ die vor-
bereitende bauplanungsrechtliche Sicherung von 2 Flä-
chen zur geplanten Errichtung von Photovoltaikfreiflä-
chenanlagen (PVA) zum Inhalt. Die beiden Teilflächen 
befinden sich aktuell in landwirtschaftlicher Nutzung 
bzw. sind in dem aktuell wirksamen FNP als landwirt-
schaftliche Nutzfläche dargestellt. Der räumliche Gel-
tungsbereich der Änderungsfläche 1 des Plans befindet 
sich etwa 1,5 km in nordwestlich Richtung vom Sied-
lungsrand der Ortslage Rägelin entfernt. Die Ände-
rungsfläche 2 des Plans befindet sich etwa 0,5 km in 
nordwestlich Richtung vom Siedlungsrand der Ortslage 
Netzeband entfernt. 
Die eingangs genannten Regionalpläne treffen für den 
Geltungsbereich der geplanten FNP-Änderung keine 
Festlegungen bzw. ist vor Hintergrund die kommunale 
Planungsabsicht in dem Bereich mit den Belangen der 
Regionalplanung vereinbar. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Vereinbarkeit mit 
Belangen RegPG 
 
 
 
Planinhalt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Festlegun-
gen im Geltungs-
bereich 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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Hinweise! 
Von den regionalplanerischen Zielen gehen eine Anpas-
sungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB bzw. eine Be-
achtenspflicht gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumord-
nung sind in der Abwägung zu berücksichtigen (ebd.). 
 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, 
Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung / Windenergie-
nutzung" wurde mit Bescheid vom 14. Februar 2012 teil-
weise genehmigt. Von der Genehmigung ausgenom-
men sind die Festlegung des Vorbehaltsgebietes Nr. 65 
"Sicherung oberflächennaher Rohstoffe" sowie die Fest-
legungen zur "Steuerung der Windenergienutzung". Der 
Regionalplan wurde zum Zwecke der Bekanntmachung 
entsprechend redaktionell angepasst und trägt nunmehr 
die Bezeichnung Regionalplan "Rohstoffsicherung". 
 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, 
Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" wurde 
mit Bescheid vom 17. Juli 2019 teilweise genehmigt. 
Von der Genehmigung ausgenommen sind die Festle-
gungen zur Steuerung der raumbedeutsamen Wind-
energienutzung. Hiergegen hat die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel Rechtsmittel 
eingelegt. Die Festlegungen zum Freiraum und zu den 
Historisch bedeutsamen Kulturlandschaften wurden ge-
nehmigt. Die Bekanntmachung im Amtsblatt für Bran-
denburg hat noch zu erfolgen. 
 
Durch die regionalplanerische Stellungnahme bleibt die 
aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflich-
tung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen 
oder Zustimmungen unberührt. 
 

 
Anpassungspflicht 
 
 
 
 
 
Sachliche Teil-
pläne 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Andere Vorschrif-
ten 
 
 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 

 
K 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens bitten 
wir um Information über den Planungsfortgang. Ins-
besondere bitten wir um Zusendung des Abwä-
gungsergebnisses sowie die genehmigte Satzung. 
 

Planungsfortgang Nach erfolgtem Beschluss über die Zwischenabwägung 
durch die Gemeindevertretung Walsleben erfolgt eine Be-
nachrichtigung über das Ergebnis des Umgangs mit der 
Stellungnahme. 

H 

14 Landesbetrieb Forst Brandenburg 
Stellungnahme vom 23.02.2023 

 Bei o.g. Planung sind keine Waldflächen im Sinne des 
Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG1) be-
troffen. Die Zuständigkeit der unteren Forstbehörde ist 
somit nicht gegeben. 
 
1 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 
(GVBl. I/04, [Nr.06], S. 137) in der aktuellen Fassung 
 

Keine Betroffenheit  Kenntnisnahme K 

15 Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg 
Stellungnahme vom 21.03.2023 

 Mit Bezugsschreiben vom 13.02.2023 informieren Sie 
zum Inhalt der Änderung des o. g. Flächennutzungspla-
nes und geben Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Än-
derung der Geltungsbereiche beinhaltet die Sonderge-
biete mit der Zweckbestimmung der Errichtung und den 
Betrieb von erneuerbaren Energien zu nutzen. 
 
Aus Sicht des Landesbetriebes Straßenwesen, Dienst-
stätte Kyritz, als Baulastträger der Landesstraßen 18 zu 
vertretenden Belange bestehen zur vorliegenden Pla-
nung folgende Anregungen und Bedenken: 
 
Änderungsfläche 1: 
Hinsichtlich der dauerhaften Erschließung des Plange-
bietes weise ich darauf hin, dass die Regelungen des 
Brandenburgischen Straßengesetzes zu beachten sind. 
 
Im § 24 BbgStrG heißt es: 
 

 
 
 
 
 
 
 
Belange Landes-
betrieb Straßenwe-
sen 
 
 
Änderungsfläche 1 
BbgStrG 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Da auf B-Planebene das Plangebiet des B-
Plans Nr. 2  nicht unmittelbar an die L 18 angebunden wird, 
bzw. die überbaubaren Flächen (geregelt auf B-Plan-
Ebene) mehr als 25 vom Fahrbahnrand der L 18 entfernt 
liegen, bleiben die Hinweise unberücksichtigt. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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„Außerhalb der Ortsdurchfahrten dürfen längs der Lan-
des- und Kreisstraßen 
 
1 . Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 
m, gemessen vom äußeren Rand der für den Kraftfahr-
zeugverkehr bestimmten Fahrbahn, 
 
2. bauliche Anlagen jeder Art, die über Zufahrten an 
Landes- oder Kreisstraßen unmittelbar oder mittelbar 
angeschlossen werden sollen, 
 
nicht errichtet werden. Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für 
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs.“ 
  
Anlagen, die über Zufahrten an Bundes- und Landes-
straßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen wer-
den sollen, dürfen nicht errichtet werden.  
 
Privilegierte bauliche Anlagen (hier Zufahrten) im Au-
ßenbereich (vgl. § 35 Abs. 1 BauGB) dürfen errichtet 
werden, wenn die verkehrliche Erschließung rechtlich 
gesichert ist. Gemäß § 123 BauGB ist die Gemeinde er-
schließungspflichtig. 
 
Änderungsfläche 2: 
Durch diese Planung sind die vom Landesbetrieb Stra-
ßenwesen Brandenburg, Dienststätte Kyritz zu vertre-
tenden Belange nicht betroffen. 
 
Planungsabsichten in diesem Bereich bestehen seitens 
des Landesbetriebes Straßenwesen, Dienststätte Kyritz 
derzeit nicht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderungsfläche 2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Betroffenheit, keine Planungsabsichten. Kenntnis-
nahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 

16 Gewässerunterhaltungsverband "Oberer Rhin/Temnitz" 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben.  Kenntnisnahme K 
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17 Zweckverband Wasser/Abwasser Fehrbellin-Temnitz 

Stellungnahme vom 17.03.2023 
 Von Seiten des Zweckverbandes Wasser/ Abwasser 

Fehrbellin bestehen keine Einwände gegen die 3. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes. 
 
Es werden keine Belange des Zweckverbandes berührt. 
 
Ich bitte um Zusendung einer rechtskräftigen Fassung 
nach Eintritt der Rechtskraft. 
 

Belange Zweckver-
band Wasser/Ab-
wasser 
 
 
 
Rechtswirksame 
Fassung  

Keine Einwände, Keine Belange berührt. Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Nach Eintreten der Rechtswirksamkeit erfolgt eine Übersen-
dung der rechtskräftigen Änderungsfassung. 

K 
 
 
 
 
 
H 

18 E.DIS Netz GmbH 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben.  Kenntnisnahme 

 
K 

19 NBB  
Stellungnahme vom 17.02.2023 

 Die WGI GmbH wird von der NBB Netzgesellschaft Ber-
lin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfolgend NBB ge-
nannt) beauftragt, Auskunftsersuchen zu bearbeiten 
und handelt namens und in Vollmacht der NBB. Die 
NBB handelt im Rahmen der ihr übertragenen Netzbe-
treiberverantwortung auch namens und im Auftrag der 
GASAG AG, der EMB Energie Mark Brandenburg 
GmbH, der Stadtwerke Bad Belzig GmbH, der Gasver-
sorgung Zehdenick GmbH, der SpreeGas Gesellschaft 
für Gasversorgung und Energiedienstleistung mbH, der 
NGK Netzgesellschaft Kyritz GmbH, der Netzgesell-
schaft Hohen Neuendorf (NHN) Gas mbH & Co.KG, der 
Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigs-
dorf Gas mbH (NGHGas), der Stadtwerke Forst GmbH 
und der Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH & Co. KG. 
 

Übertragene Netz-
betreiberverant-
wortung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

K 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die in den beigefügten Planunterlagen enthaltenen An-
gaben und Maßzahlen hinsichtlich der Lage und Verle-
gungstiefe unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss 
gerechnet werden. Dabei ist zu beachten, dass erdver-
legte Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und da-
her nicht auf dem kürzesten Weg verlaufen. Darüber 
hinaus sind aufgrund von Erdbewegungen, auf die die 
NBB keinen Einfluss hat, Angaben zur Überdeckung 
nicht verbindlich. Die genaue Lage und der Verlauf der 
Leitungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Erkun-
dungsmaßnahmen (Ortung, Querschläge, Suchschlitze, 
Handschachtungen usw.) festzustellen. 
 
Im unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf den Einsatz 
von Maschinen zu verzichten und in Handschachtung 
zu arbeiten. Die abgegebenen Planunterlagen geben 
den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung wie-
der. Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bau-
phase immer das Antwortschreiben mit aktuellen farbi-
gen Planunterlagen vor Ort vorliegt. Digital gelieferte 
Planunterlagen sind in Farbe auszugeben. Bitte prüfen 
Sie nach Ausgabe die Maßstabsgenauigkeit. Die Aus-
kunft gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich 
und nur für eigene Leitungen der NBB, so dass gegebe-
nenfalls noch mit Anlagen anderer Versorgungsunter-
nehmen und Netzbetreiber zu rechnen ist, bei denen 
weitere Auskünfte eingeholt werden müssen. 
 
Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus den 
Planunterlagen ist nicht zulässig. Stillgelegte Leitungen 
sind in den Plänen nicht oder nur unvollständig enthal-
ten. 

Allgemeine Hin-
weise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

K 
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Nach Auswertung des Flächennutzungsplans und der 
entsprechenden Begründung ist unsere Leitungs-
schutzanweisung zu beachten und folgendes in die wei-
tere Planung einzuarbeiten: 
 
Kabelanlagen sind in der vorgefundenen Lage zu belas-
sen. Veränderungen sind unzulässig. Werden Kabelan-
lagen beschädigt, ist die NBB unverzüglich unter der Te-
lefonnummer (030) 81876 1890, Fax (030) 81876 1749 
zu benachrichtigen. Schäden an der Kabelummante-
lung werden kostenlos beseitigt, sofern die NBB vor der 
Grabenverfüllung Kenntnis erhält. 
 
Der Ansprechpartner für Fragen zu Abstimmungen für 
Baumaßnahmen im Bereich von Kabel- und Kabelrohr-
anlagen ist die GDMcom, Gesellschaft für Dokumenta-
tion und Telekommunikation, Servicecenter Nord, Knob-
laucher Chaussee, 14669 Ketzin. Weiterhin bitten wir 
Sie als Bauausführenden, vor Baubeginn alle erforderli-
chen Informationen, zum Beispiel der Termin des Bau-
beginns, die Bauzeit und mögliche Kabel-/Systemaus-
fälle, an das Technische Managementcenter der GDM-
com über Tel. (0341) 3504-333, Fax (0341) 443-2425, 
E-Mail hotline@gdmcom.de weiter zu geben. 
 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage ver-
ändert werden oder der Arbeitsraum den dargestellten 
räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang er-
neut zur Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen. 
 
Anlagen: 
Plan 
Plan 
Leitungsschutzanweisung 
Legende Gas 
 

Leitungsschutzan-
weisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderung Gel-
tungsbereich 
 
 
 
Leitungsplan 

Die Leitungsschutzanweisung betrifft die Bauausführung 
und nicht die Ebene der Bauleitplanung. Die Anweisung 
bleibt deshalb im Bauleitplanverfahren unberücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Aus dem Leitungsplan für den Teilgeltungsbereich Nord 
geht hervor, dass am nordöstlichen Rand der Änderungsflä-
che entlang der L 18 Kabel (ohne genauere Bezeichnung) 
verlaufen. Gasleitungen sind nicht vorhanden. Die Informa-
tion wird in die Begründung übernommen. 

H 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
B 
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Es liegt nur ein Übersichtplan für den Teilgeltungsbereich 
Nord vor, aber keiner für den Teilgeltungsbereich Süd. Die 
NBB wird deshalb in der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
nochmals beteiligt mit der Bitte, auch für den Teilgeltungs-
bereich Süd eine Leitungsinformation bereitzustellen. 
 

 
H 

20 GDM 
Stellungnahme vom 16.02.2023 

 Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), 
erteilt GDMcom Auskunft zum angefragten Bereich für 
die folgenden Anlagenbetreiber: 
 

- Erdgasspeicher Peissen GmbH, Halle 
nicht betroffen 

- Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet 
Thüringen-Sachsen)1, Schwaig b. Nürnberg 
nicht betroffen 

- ONTRAS Gastransport GmbH2, Leipzig 
nicht betroffen 

- VNG Gasspeicher GmbH2, Leipzig 
nicht betroffen 

 
1) Die Ferngas Netzgesellschaft mbH („FG“) ist Eigentümer 
und Betreiber der Anlagen der früheren Ferngas Thüringen-
Sachsen GmbH („FGT“), der Erdgasversorgungsgesellschaft 
Thüringen-Sachsen mbH (EVG) bzw. der Erdgastransportge-
sellschaft Thüringen-Sachsen mbH (ETG). 
2) Wir weisen darauf hin, dass die Ihnen ggf. als Eigentümerin 
von Energieanlagen bekannte VNG – Verbundnetz Gas AG, 
Leipzig, im Zuge gesetzlicher Vorschriften zur Entflechtung 
vertikal integrierter Energieversorgungsunternehmen zum 
01.03.2012 ihr Eigentum an den dem Geschäftsbereich „Netz“ 
zuzuordnenden Energieanlagen auf die ONTRAS – VNG Gas-
transport GmbH (nunmehr firmierend als ONTRAS Gastrans-
port GmbH) und ihr Eigentum an den dem Geschäftsbereich 

 
 
 
 
Anlagenbetreiber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Allgemeine Hin-
weise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Keine Betroffenheit. Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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„Speicher“ zuzuordnenden Energieanlagen auf die VNG Gas-
speicher GmbH übertragen hat. Die VNG – Verbundnetz Gas 
AG ist damit nicht mehr Eigentümerin von Energieanlagen. 
 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und 
nur für die Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so 
dass noch mit Anlagen weiterer Betreiber gerechnet 
werden muss, bei denen weitere Auskünfte einzuholen 
sind! 
 
Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Bereich den Ihrer 
Anfrage enthält. 
 

  
Karte: onmaps ©GeoBasis-DE/BKG/ZSHH 
Darstellung angefragter Bereich: 1 WGS84 - Geographisch 
(EPSG:4326) 53.021300, 12.618120 

 
 
 
 
Weitere Anlagen-
betreiber 
 
 
 
 
Darstellung Ände-
rungsflächen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Die dargestellten Bereiche entsprechen den beiden Ände-
rungsflächen der 3. FNP-Änderung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
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Karte: onmaps ©GeoBasis-DE/BKG/ZSHH 
Darstellung angefragter Bereich: 2 WGS84 - Geographisch 
(EPSG:4326) 52.999793, 12.608077 
 
Anhang -  Auskunft Allgemein 
ONTRAS Gastransport GmbH 
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-
Sachsen) 
VNG Gasspeicher GmbH 
Erdgasspeicher Peissen GmbH 
 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen 
und keine zurzeit laufenden Planungen der/s oben ge-
nannten Anlagenbetreiber/s. 
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 
 
Auflage: 
Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert 
oder verlagert werden oder der Arbeitsraum die darge-
stellten Planungsgrenzen überschreiten, so ist es not-
wendig, eine erneute Anfrage durchzuführen. 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 
vorgesehen sind, hat durch den Bauausführenden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Belange Anlagen-
betreiber 
 
 
 
 
Änderung Gel-
tungsbereich 
 
 
 
 
Erneute Anfrage 
bei Baumaßnah-
men 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
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rechtzeitig - also mindestens 6 Wochen vor Baubeginn 
- eine erneute Anfrage zu erfolgen. 
 
Weitere Anlagenbetreiber 
Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich 
Anlagen Dritter befinden können, für die GDMcom für 
die Auskunft nicht zuständig ist. 
 

 
 
 
 
Anlagen Dritter 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 
K 
 

21 PRIMAGAS Energie GmbH 
Stellungnahme vom 13.02.2023 

 Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass durch das oben ge-
nannte Vorhaben keine Flüssiggas-Versorgungsleitun-
gen im öffentlichen Bereich der PRIMAGAS Energie 
GmbH berührt werden. 
 
Sollte sich ein Flüssiggasbehälter auf dem angefragten 
Grundstück befinden, so wenden Sie sich bitte an den 
Eigentümer des angefragten Grundstückes. 
 

Keine Betroffenheit  
 
 
 
 
Flüssiggasbehälter 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Der Hinweis betrifft nicht die Ebene der Bauleitplanung und 
wird nicht berücksichtigt. 

K 
 
 
 
 
K 

22 saferay operations GmbH 
Stellungnahme vom 13.02.2023 

 Die infrest - Infrastruktur eStrasse GmbH wird von der 
saferay Gruppe beauftragt, Auskunftsersuchen zu bear-
beiten und handelt namens und in Vollmacht der saferay 
Gruppe. 
 
In dem o. g. Bereich liegen zurzeit keine Leitungen der 
saferay Gruppe. 
 
Aussagen zu Anlagen anderer Versorgungsunterneh-
men bzw. Netzbetreiber können wir nicht treffen. 
Hierzu empfehlen wir Ihnen gesonderte Auskünfte unter 
Nutzung von www.infrest.de einzuholen. 
 

 
 
 
 
 
Keine Betroffenheit  
 
 
Andere Betreiber 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
K 
 
 
K 
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Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage ver-
ändert werden oder der Arbeitsraum den dargestellten 
räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang er-
neut zur Erteilung einer Auskunft der saferay Gruppe 
vorzulegen. 
 

Änderung Gel-
tungsbereich 

Kenntnisnahme K 

23 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben.   Kenntnisnahme K 

 
24 DNS:NET Internet Service GmbH 

Stellungnahme vom 13.02.2023 
 In dem Baugebiet befinden sich keine Rohr- und Kabel-

systeme der DNS:NET. 
Bitte beachten Sie die Bestimmungen in der beigefügten 
Kabelschutzanweisung. 
Die DNS:NET hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 
 
Anlagen 
Kabelschutzanweisung 
 

Keine Betroffen-
heit, keine Beden-
ken 

Kenntnisnahme K 

25 Tourismusverband Ruppiner Seenland e.V. 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben 

 
 Kenntnisnahme K 

26 Regio Infra Nord-Ost GmbH & Co. KG 
Stellungnahme vom 17.02.2023 

 Nach Sichtung der Unterlagen können wir Ihnen mittei-
len, dass keine Betroffenheit unserer Bahnanlagen vor-
liegt. 
 

Keine Betroffenheit Kenntnisnahme K 

27 Deutsche Bahn AG 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben.  Kenntnisnahme 

 
K 

30 Gemeinsame Landesplanungsabteilung 
Stellungnahme vom 14.03.2023 
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 Beurteilung der angezeigten Planungsabsicht: 
Die Planungsabsicht ist an die Ziele der Raumordnung 
angepasst. 
 
Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Pla-
nungsabsicht 
-  Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) 
vom 18.12.2007 (GVBI. I S. 235)  
- Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBI. II, Nr. 
35) 
-  Regionalplan Prignitz-Oberhavel - sachlicher Teilplan 
Freiraum und Windenergie - 2. Entwurf mit Satzungsbe-
schluss vom 21.11.2018 
 
Bindungswirkung 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele 
der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der Raumord-
nung können im Rahmen der Abwägung nicht überwun-
den werden.  
Die für die Planung relevanten Grundsätze der Raum-
ordnung sind aus den o. g. Rechtsgrundlagen von der 
Kommune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen 
der Abwägung angemessen zu berücksichtigen. 
 
Hinweise 
Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die 
zur Beurteilung der Planung geführt haben, nicht we-
sentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weite-
ren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung un-
berührt. 
 
Wir bitten,  
• Beteiligungen gemäß Landesplanungsvertrag 

Planungsziele an 
RO angepasst 
 
 
 
Rechtliche Grund-
lagen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bindungswirkung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Allgemeine Hin-
weise 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 

K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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zur Zielmitteilung/Trägerbeteiligung zu Bauleit-
plänen in digitaler Form durchzuführen; 

• bei Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleit-
plänen sowie Satzungen nach § 34 Abs. 4 Ziff. 1-3 
BauGB oder die Einstellung von Verfahren (vgl. Ar-
tikel 20 des Landesplanungsvertrages) den Plan 
bzw. die Satzung und seine Bekanntmachung vor-
zugsweise in digitaler Form als pdf-Datei per E-Mail 
zu übersenden (oder alternativ in Papierform); 

• Beteiligungen bzw. Mitteilungen über die Bekannt-
machung soweit möglich ergänzend als shape-Da-
tei für eine Übernahme der für GL relevanten Geo-
metrien von Bauleitplänen in unser Planungsinfor-
mationssystem (PLIS) zu übersenden; dabei sollte 
der verwendete Raumbezug angegeben werden 
(möglichst als EPSG-Schlüssel); alternativ wäre 
auch das .dxf-Format möglich; 

• dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu 
nutzen: gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de. 

• Information für den Fall der Erhebung personenbe-
zogener Daten siehe folgenden Link: 
https://gl.berlin-brandenburg.de/service/info-perso-
nenbezogene-daten-gl-5.pdf. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

33 Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

37 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum, Bodendenkmalpflege 
Stellungnahme vom 16.02.2023 

 Da im Vorhabengebiet keine Bodendenkmale bekannt 
sind, bestehen gegen die vorliegende Planung aus Sicht 
des Brandenburgischen Landesamtes für Denkmal-
pflege und Archäologischen Landesmuseums, Abt. Bo-
dendenkmalpflege, keine grundsätzlichen Bedenken. 
 

Keine grundsätzli-
chen Bedenken  
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

K 
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Da jedoch mit dem Vorhandensein von bisher unent-
deckten Bodendenkmalen zu rechnen ist, machen wir 
auf folgende Festlegungen im Gesetz über den Schutz 
und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg 
(BbgDSchG) - vom 24. Mai 2004 (GVBl. I, S. 215) auf-
merksam: 
 
Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinset-
zungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder 
-bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Kno-
chen u.ä. entdeckt werden, sind diese unverzüglich dem 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologischen Landesmuseum, Abteilung Boden-
denkmalpflege, unter der o.g. Adresse und der unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen (§ 
11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die entdeckten Boden-
denkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ab-
lauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefah-
ren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgD-
SchG). 
 
Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 
4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig. 
 
Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen 
Festlegungen zu belehren. 
 
Bitte beachten: Da bei dem Vorhaben auch Belange der 
Baudenkmalpflege berührt sein können, erhalten Sie 
aus unserem Hause ggf. eine weitere Stellungnahme. 
 

Allgemeine Hin-
weise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ggf. SN der Bau-
denkmalpflege 

Die Hinweise sind bereits in der Begründung enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

V 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 

38 Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
Stellungnahme vom 02.03.2023 
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 Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbau-
liche und geologische Belange äußert sich das Landes-
amt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) auf 
der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und 
seiner regionalen Kenntnisse zu o. g. Planung wie folgt: 
 
B Stellungnahme 
 
1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit 
aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in 
der Abwägung nicht überwunden werden können: 
 
Keine. 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnah-
men, die den Plan berühren können, mit Angabe des 
Sachstands: 
 
Keine. 
 
3. Sonstige fachliche Informationen oder rechtser-
hebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu 
dem o. g. Plan: 
 
Rohstoffsicherung: 
 
Der Planbereich grenzt an die Vorbehaltsgebiete Roh-
stoffsicherung Rägelin und Rägelin/Netzeband zur Ge-
winnung oberflächennaher Rohstoffe (hier Kiessande). 
Gegen das o. g. Vorhaben bestehen seitens des LBGR 
keine Einwände, es wird jedoch darauf hingewiesen, 
dass eine eventuell zukünftige Rohstoffgewinnung in 
diesen Bereichen durch die Planung nicht behindert 
werden darf. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Einwände  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
VB Rohstoffsiche-
rung 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die beiden Vorbehaltsgebiete wurden in der Planung bereits 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
V 
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Geologie: 
 
Auskünfte zur Geologie können über den Webservice 
des LBGR abgefragt werden. 
 
Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit et-
waig geplanten Bohrungen oder geophysikalischen Un-
tersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder 
Auskunftspflicht hin (§ 8 ff Gesetz zur staatlichen geolo-
gischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Si-
cherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer 
Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Da-
ten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
(Geologiedatengesetz-GeolDG)). 
 
Anlage: 
1 Übersichtskarte 
 

 
 
 
Hinweise 

 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
K 

39 Landesamt für Bauen und Verkehr 
Stellungnahme vom 10.03.2023 

 Den vom Planungsbüro Plankontor Stadt und Land 
GmbH eingereichten Vorgang habe ich in der Zustän-
digkeit als Verkehrsoberbehörde des Landes Branden-
burg gemäß „Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der 
Beteiligung der Verkehrsbehörden und der Straßenbau-
verwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planver-
fahren“ Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landesplanung vom 17.06.2015 (Amtsblatt für Bran-
denburg Nr. 27 vom 15.07.2015) geprüft. 
 
Gegen die vorliegende 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Temnitzquell für den Be-
reich des Bebauungsplanes "Bürgersolarpark" beste-
hen im Hinblick auf die zum Zuständigkeitsbereich des 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Bedenken, 
keine Belange be-
troffen  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung am Planverfahren 
ist nicht erforderlich. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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Landesamtes für Bauen und Verkehr gehörenden Ver-
kehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahver-
kehr, Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und Luftfahrt 
keine Bedenken. 
Anlagen der Eisenbahn sowie schiffbare Landesgewäs-
ser werden nicht berührt. 
 
Eine Beurteilung des Vorentwurfs hinsichtlich der Be-
troffenheit straßenbaulicher und straßenplanerischer 
Belange liegt in der Zuständigkeit des jeweiligen Stra-
ßenbaulastträgers. 
 
Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung werden von Seiten der Landesverkehrs-
planung keine Anforderungen erhoben, auch liegen 
keine planungs- und umweltrelevanten Informationen 
vor, die zur Verfügung gestellt werden können. 
 
Für die Verkehrsbereiche übriger ÖPNV, Schienenper-
sonennahverkehr, ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Lan-
deswasserstraßen und Häfen liegen mir Informationen 
zu Planungen, die das Vorhaben betreffen können, nicht 
vor. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die 
aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflich-
tung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen 
oder Zustimmungen unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Andere Vorschrif-
ten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 

40 Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung 
Stellungnahme vom 23.02.2023 

 Das Planungsgebiet ist weder von punktuellen Boden-
ordnungsmaßnahmen nach § 64 LwAnpG noch von 
großflächigen Bodenordnungsverfahren nach dem Flur-
bereinigungsgesetz betroffen. 

Keine Betroffenheit  
 
 
 

Kenntnisnahme  K 
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Es liegen auch keine entsprechenden Anträge vor. 
 

 
 

41 Landesamt für Umwelt   
Stellungnahme vom 14.03.2023 

 Die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden 
von den Fachabteilungen Naturschutz, Immissions-
schutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs 
Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten 
des Wasserwirtschaftsamtes gemäß BbgWG § 126, 
Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für 
Umwelt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. 
 
Im Ergebnis dieser Prüfung werden für die weitere Be-
arbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umset-
zung beiliegende Stellungnahmen der Fachabteilungen 
Immissionsschutz übergeben. Die Fachabteilung Was-
serwirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Die fachliche 
Zuständigkeit für den Naturschutz obliegt der unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Ostprignitz-Rup-
pin. 
 
Immissionsschutz 
1. Planungsgrundsatz 
Die vorliegende Änderung des Flächennutzungsplans 
(FNP) wurde insbesondere nach den Grundsätzen des 
§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. 
§ 1 Abs. 5 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) geprüft. Dem-
nach sollen Flächen unterschiedlicher Nutzung einan-
der so zugeordnet werden, dass schädliche Umweltein-
wirkungen (§§ 1 und 3 BImSchG) auf schutzwürdige 
Nutzungen weitgehend vermieden und neue Konfliktla-
gen ausgeschlossen werden. 
 
Für gewachsene Gemengelagen gilt ein Verbesse-
rungsgebot bzw. Verschlechterungsverbot sowie das 

Zuständigkeit LFU 
 
 
 
 
 
 
 
Fachabteilungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Allgemeines zur 
Planung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorsorgegrundsatz 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch das Vorhaben zur Errichtung von zwei Solarparks ge-
hen landwirtschaftliche Flächen verloren und es kommt zu 

K 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Bei Neupla-
nungen sind Gemengelagen auszuschließen. Hier ist 
der o.g. Vorsorgegrundsatz zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
Für die Zulässigkeit von Bauvorhaben innerhalb der 
Siedlungsgebiete gem. § 34 BauGB ist, wenn keine ver-
bindliche Bauleitplanung vorliegt, grundsätzlich von der 
tatsächlichen Nutzung der Umgebungsbebauung aus-
zugehen. Sofern die Gebietscharakteristik der Umge-
bungsbebauung im Sinne der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) nicht eindeutig bestimmt werden kann, die-
nen die Entwicklungsabsichten, die die Stadt im FNP 
festlegt, als Orientierung. 
 
2. Sachstand 
Ziel der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) 
der Gemeinde Temnitzquell ist die Darstellung eines 
sonstigen Sondergebietes (SO) „Photovoltaik“. Im Gel-
tungsbereich sind derzeit Flächen für Landwirtschaft 
dargestellt. Der Geltungsbereich wird in zwei Planteile 
unterteilt. Mit der Schaffung von Planungsrecht sollen 
die Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb 
einer Photovoltaik- Freiflächenanlage einschließlich er-
forderlicher Nebenanlagen geschaffen werden. 
 
Parallel erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 2 „Bürgersolarpark Temnitzquell“. 
 
Die Plangebiete liegen nordwestlich der Ortslage Netze-
band („Süd“) und Rägelin („Nord“). Die Entfernung zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 34 BauGB 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhalt der Planung 
und Planungsziel 
 
 
 
 
 
 
 
 
Parallele Aufstel-
lung B-Plan Nr. 2 
 
Lage Änderungs-
flächen 

einer gewissen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu-
mindest unmittelbar im Bereich der Anlagen. Gleichzeitig 
wird mit dem produzierten Strom jedoch zur Energiewende 
und Unabhängigkeit von Energieimporten beigetragen. Die 
zuvor intensiv bewirtschafteten Landwirtschaftsflächen kön-
nen sich regenerieren und die Ausgleichsmaßnahmen in 
den SPE-Flächen sorgen ebenfalls für eine ökologischen 
Aufwertung. 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Bebauung im 
Außenbereich, weshalb die Aufstellung des B-Plans Nr. 2 
"Bürgersolarpark Temnitzquell" im Parallelverfahren erfolgt. 
Da der wirksame FNP Flächen für die Landwirtschaft in den 
Bereichen des Geltungsbereiches des B-Plans Nr. 2 dar-
stellt, ist die Änderung in zwei sonstige Sondergebiete 'So-
larpark' erforderlich, damit sich der B-Plan aus dem FNP 
entwickeln kann. 
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den Ortslagen beträgt im Minimum 600m. Der Teilgel-
tungsbereich Süd grenzt westlich an die Bundesautob-
ahn 24 an. Der Bereich „Nord“ schließt sich östlich an 
die L 18 an. 
 
3. Fazit 
Ausgehend von Standortlage und Nutzungsbestand 
wird die 3. Änderung des FNP der Gemeinde Tem-
nitzquell aus immissionsschutzfachlicher Sicht als reali-
sierbar eingeschätzt. Die Auswirkungen auf die Schutz-
güter sind in den Planungsunterlagen zu ergänzen. Die 
potentiellen Blendwirkungen auf die angrenzenden Ver-
kehrswege sind ebenfalls in die Bewertung einzustellen. 
 
 
 
Im Rahmen der Beteiligung am Bebauungsplanes „Bür-
gersolarpark Temnitzquell“ werden weitere Hinweise zu 
den Planungsunterlagen gegeben. Es wird davon aus-
gegangen, dass diese Hinweise im weiteren Planverfah-
ren berücksichtigt werden. 
 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesent-
lichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre Gül-
tigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kom-
mune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzu-
teilen. 
 

 
 
 
 
 
 
Belange Immissi-
onsschutz 
 
 
 
 
 
 
 
 
weitere Hinweise 
im B-Planverfahren 
 
 
 
 
Hinweise 

 
 
 
 
 
 
Die Auswirkungen auf die Schutzgüter werden im Umwelt-
bericht unter Kap 4.2.3.1 getrennt für beide Teilgeltungsbe-
reiche dargestellt. Die eventuelle Blendwirkung ist gut-
achterlich ermittelt worden, entsprechende Maßnahmen zur 
Vermeidung von Blendwirkungen werden auf der Ebene des 
Bebauungsplanes geregelt. Ein entsprechender Hinweis 
wird in die Begründung zur 3. FNP-Änderung Temnitzquell 
unter dem neu hin zugefügten Unterkapitel 5.7 "Immissions-
schutz" aufgenommen. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Das LfU wird im Rahmen der formellen Be-
teiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB noch einmal beteiligt. Das 
Abwägungsergebnis wird dann den Beteiligungsunterlagen 
beiliegen. 
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44 Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Stellungnahme vom 23.03.2023 

 Zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine 
grundsätzlichen Einwände. 
 
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine 

Keine grundsätzli-
chen Einwände  
 
Kampfmittelfrei-
heitsbescheinigung 

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis betrifft nicht die Ebene der 
Bauleitplanung und bleibt unberücksichtigt. 
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Kampfmittelfreiheitsbescheinigung beizubringen. Dar-
über entscheidet die für das Baugenehmigungsverfah-
ren zuständige Behörde auf der Grundlage einer vom 
Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmit-
telverdachtsflächenkarte. 
 
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen 
dieses Planes. 
 
Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern  
Für die Verlegung von Medienträgern und die damit ver-
bundenen erforderlichen Bodeneingriffe in Bestand-
strassen in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Frei-
stellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung 
möglich.  
Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgen-
dem Link:  
Link: https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merk-
blatt%20Freistellung.pdf 
 

 
 
 
 
 
 
Dauerhaftigkeit SN 
 
 
Verlegung von Me-
dienträgern in Ver-
dachtsgebieten 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforder-
lich. 
 
Kenntnisnahme. Da sich die Änderungsflächen nicht in 
Kampfmittelverdachtsgebieten befinden, wird der Hinweis 
nicht übernommen. 
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46 Landesbüro der anerkannten Naturschutzverbände 
Stellungnahme vom 15.03.2023 

 Planungsziel ist die Schaffung von Baurecht für die Er-
richtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf zwei 
Teilflächen nördlich der Autobahn A24 innerhalb der 
Gemeinde Temnitzquell. Der Geltungsbereich des BP 
umfasst insgesamt ca. 130 ha (Teilgeltungsbereich 
Nord: 79,3 ha und Teilgeltungsbereich Süd: 50,2 ha). 
Das Plangebiet umfasst gemäß dem Entwurf landwirt-
schaftliche Nutzflächen (Ackerbau und Frischwiesen). 
 
Der Ausbau von Photovoltaik zur Stromerzeugung bildet 
einen Eckpfeiler zur Erreichung der nationalen klima- 
und energiepolitischen Ziele. Freiflächensolaranlagen 

Planungsziel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Da die Stellungnahme des Landesbüros mit identischem 
Text sowohl für die 3. FNP-Änderung als auch für die Auf-
stellung des B-Planes Nr. 2 "Bürgersolarpark Temnitzquell" 
abgegeben wurde, der Inhalt aber überwiegend das B-Plan-
verfahren behandelt, wird bei den das B-Planverfahren be-
treffenden Sachpunkten auf die Abwägungsvorschläge im 
B-Planverfahren verwiesen. 
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stellen aus Sicht des Umwelt- und Naturschutzes ge-
mäß § 14 Abs. 1 BNatSchG in der Regel einen Eingriff 
in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild dar. 
Grundsätzlich sollte der Ausbau von Photovoltaikanla-
gen naturverträglich erfolgen und die umweltrelevanten 
Eingriffe so gering wie möglich gehalten werden. 
 
Nach Auskunft der Internetseite der Gemeinde umfasst 
ihre Fläche eine Größe von 65,5 km2. Es ist nach aktu-
ellen Stand auf ca. 2 % der Gemeindefläche vorgese-
hen, Freiflächensolaranlagen zu errichten. 
 
Auf der Internetseite des MLUK ist nachzulesen, dass 
Brandenburg „schon heute seinen Endenergiever-
brauch an Strom bilanziell einhundertprozentig aus er-
neuerbarer Energie" deckt. 
 
Durch den geplanten Solarpark sollen bis zu 26.000 
Haushalte mit Strom versorgt werden. Der Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin hat etwa 99.000 Einwohner. Das be-
deutet, dass grob geschätzt etwa die Hälfte der Einwoh-
ner des Landkreises mit Strom aus dem geplanten So-
larpark versorgt werden können. Viele weitere Solar-
parks befinden sich im Landkreis Ostprignitz-Ruppin in 
Planung. 
Der geplante 89 ha große Bürgersolarpark in der Nach-
bargemeinde Walsleben soll bis zu 25.000 Haushalte 
mit Strom versorgen. Das Landesbüro anerkannter Na-
turschutzverbände wurde in den letzten Jahren zu ins-
gesamt 23 Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin beteiligt. Sollten alle diese Pla-
nungen umgesetzt werden, findet der dort erzeugte 
Strom weder in Ostprignitz-Ruppin noch in benachbar-
ten Landkreisen ausreichend Abnehmer. Es stellt sich 
also die Frage wie ein Transport des regional erzeugten 

Eingriff in Natur-
haushalt und Land-
schaftsbild 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
unzureichende 
Transportnetze für 
Strom 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Siehe Abwägungsvorschlag im B-Planver-
fahren. 
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Solarstroms nach Berlin oder in andere Bundesländer 
erfolgen soll, da vielfach bereits vom unzureichendem 
Netzausbau berichtet wird. 
 
Die Notwendigkeit weitere Anlagen innerhalb des Land-
kreises zu errichten erklärt sich uns daher nicht. Zudem 
gehen landwirtschaftliche Nutzflächen verloren. Auch 
die regionale Erzeugung von landwirtschaftlichen Pro-
dukten trägt zur C02-Einsparung bei. Dass es sich bei 
den Flächen „größtenteils um sogenannte "benachtei-
ligte Flächen" mit nur geringen bis mittleren Bodenwer-
ten" handelt, wie der Begründung zu entnehmen ist, gilt 
für die meisten landwirtschaftlich genutzten Flächen in 
Brandenburg. Zumindest wäre zu prüfen, ob auch Agri-
PV Anlagen errichtet werden können bzw. ob eine posi-
tive Auswirkung solch einer Doppelnutzung auf den 
Standort zu erwarten ist. Zudem fehlt es insgesamt an 
einer Alternativprüfung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Verlust landwirtsch. 
Nutzflächen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alternativenprü-
fung 
 

 
 
 
 
Der zumindest zeitweise Verlust landwirtschaftlicher Flä-
chen ist zu bedauern, kann aber auch eine Chance für eine 
nachhaltigere Bewirtschaftung im Anschluss der Laufzeit 
der PV-Anlage aufgrund der zu erwartenden Regeneration 
der Böden bedeuten. Das setzt allerdings voraus, dass die 
Flächen nach der PV-Nutzung wieder problemlos zu land-
wirtschaftlichen Nutzflächen umgewandelt werden können. 
Das Argument der regionalen Erzeugung landwirtschaftli-
cher Produkte ist nachvollziehbar, jedoch handelt es sich bei 
den durch PV-Anlagen in Anspruch genommenen Flächen 
neben Grünlandflächen zumeist um Getreideanbau, darun-
ter Mais, aber auch Raps. Diese Anbauprodukte werden 
dann häufig, wenn überhaupt, nur zu einem kleinen Anteil 
regional verwertet, der Großteil gelangt auf den Markt inner-
halb Deutschlands oder gar auf den Exportmarkt. Von den 
regional verwerteten Anbauprodukten fällt zudem ein Teil 
der Energiegewinnung zu (insbesondere Mais). Insbeson-
dere die Bio-Gas-Herstellung sollte deshalb vielmehr in 
Frage gestellt werden. 
Auf den für die Planung in Anspruch genommenen landwirt-
schaftlichen Flächen wird laut Angabe der Eigentümer bis-
her Getreide (Winterroggen und Sommergerste) angebaut, 
welches ausschließlich als Futtermittel Anwendung findet.  
Die Errichtung von klassischen Agri-PV-Anlagen ist durch 
den Vorhabenträger nicht geplant, jedoch werden die Anla-
gen so errichtet, dass die Flächen zumindest zur Heugewin-
nung oder für die Beweidung mit Schafen zur Verfügung ste-
hen. 
Für die Änderungsfläche 1 wurden keine Alternativflächen 
betrachtet, da hier die Flächen durch einen privaten Flä-
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Vor der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Nutzflächen ist stets zu prüfen ist, ob die Solarener-
gie auch siedlungs-, verkehrsflächen- oder gebäu-
deintegriert erzeugt werden kann. Daher lehnen die 
Verbände die derzeitige Planung ab. 
 
 
Sollten entgegen unserer Bedenken die Gemeinde die 
Planung weiter verfolgen, bitten wir um Berücksichti-
gung folgender Hinweise: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung der Pla-
nung 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
nachstehender 
Hinweise 
 
 

cheneigentümer angeboten wurden und zum Siedlungsbe-
reich von Rägelin ein Abstand von ca. 1.500 m besteht. Auf-
grund der Lage der Änderungsfläche 2 zwischen der A 24 
und der Bahnstrecke Neuruppin - Wittenberge sowie der 
Entfernung zum Ortsteil Netzeband (ca. 1.000 m) und der 
privaten Eigentumslage wurden für diese Änderungsfläche 
ebenfalls keine Alternativstandorte betrachtet. Der gesamte 
Geltungsbereich der 3. FNP-Änderung wird zudem intensiv-
landwirtschaftlich genutzt. 
Aufgrund der festgesetzten GRZ 0,7 entsteht in Summe für 
beide Teilgeltungsbereiche eine mit PV-Modulen über-
dachte Fläche von maximal 820.000 m2. Da nicht jedes 
Dach vollständig mit PV-Modulen bestückt werden kann, 
wird für Wohn- und Gewerbegebäude ein Pauschalansatz 
von 100 m2 PV-Dachfläche gewählt. Daher müssten auf 
8.200 (!) Gebäudedächern PV-Module installiert werden, 
um die gleiche Menge Strom zu produzieren wie in der ge-
planten PV-Freiflächenanlage. Da dieses auch bis zu 8.200 
private Einzelvorhabenträger wären, ist erkennbar, dass es 
überhaupt nicht möglich wäre in einer relativ kurzen Zeit 
diese 8.200 Dächer mit PV-Modulen zu bestücken, zumal 
erheblich höhere Kosten entstehen würden. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Siehe hierzu die Abwägungsvorschläge im 
B-Planverfahren. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 



Amt Temnitz – Gemeinde Temnitzquell   T 752-F 
3. Änderung FNP Temnitzquell   18.10.2023 

Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
   Stand: Oktober 2023 

 - 49 - 

Nr. Inhalt der Anregungen Sachpunkt Abwägungsvorschlag Vermerk 

Im Teilgeltungsbereich Nord befindet sich eine struktur-
reiche Brachefläche. Im Gutachten "Faunistische Son-
deruntersuchung zu den geplanten Photovoltaikanlagen 
bei Rägelin und Netzeband" wurden u.a. das Vorkom-
men der streng geschützten Knoblauch- und Wechsel-
kröte in zwei Gewässern, die sich Nahe des Plangebie-
tes befinden, hervorgehoben. Gemäß des Umweltbe-
richts werden keine Auswirkungen auf diese Populatio-
nen im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans 
gesehen. Potentielle Winterruheplätze sind von Bauar-
beiten, Geräten und Fahrzeugen permanent freizuhal-
ten. 
 
Im Teilgeltungsbereich Nord bei Rägelin wurden eine 
große Anzahl Zauneidechsen nachgewiesen. Diese 
kamen insbesondere am westlichen Waldrand aber 
auch im südlichen Bereich der Teilfläche bzw. auf den 
Bracheflächen vor. Innerhalb des Teilgeltungsbereichs 
Süd bei Netzeband wurden ausschließlich am nördli-
chen Waldrand Zauneidechsen festgestellt. Für den Ab-
fang und die Umsiedlung der Zauneidechsen ist eine ar-
tenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung von 
den Verboten des § 44 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG (ab-
sichtliches Nachstellen und Fangen von besonders ge-
schützten Arten) zu beantragen. Zudem wurde mit der 
Schlingnatter eine weitere streng geschützte Art im Gel-
tungsbereich es BP nachgewiesen. Auch wenn es sich 
bei der Schlingnatter um einen Einzelnachweis handelt, 
so ist bei dieser von einer Population auszugehen für 
die das Verschlechterungsverbot gilt. Da Schlingnattern 
als nahezu ortstreu eingestuft werden sind alle 
Schlingnattern eines nach Geländebeschaffenheit und 
Struktur räumlich klar abgrenzbaren Gebietes als lokale 
Population anzusehen (Groddeck, J. 2006: Kriterien zur 
Bewertung des Erhaltungszustands der Population der 

Brachfläche im 
Teilbereich Nord 
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Schlingnatter Coronella austriaca). Insgesamt vermis-
sen wir Maßnahmen zur Aufwertung angrenzender Be-
reiche als Reptilienhabitat. Zudem sehen die Verbände 
ein mehrjähriges Monitoring als notwendig an. 
 
Mit Rotmilan, Schwarzmilan, Schwarzspecht, Neuntö-
ter, Heidelerche und Ortolan wurden auf dem Plange-
biet Vogelarten des Anhang I der EU-Vogelschutzricht-
linie kartiert. Diese gelten bis auf den Neuntöter zudem 
als streng geschützt. Auch befinden sich Reviervorkom-
men des Braunkehlchens innerhalb des Plangebiets. 
Insgesamt wurde ein hoher Anteil der ermittelten Vogel-
arten als wertgebend bezeichnet. 
 
Aufgrund der artenschutzrechtlichen Betroffenheit und 
der hohen Wertigkeit der Flächen wird empfohlen die 
Brachflächen im südlichen Bereich des Teilgeltungsbe-
reichs Nord von einer Bebauung mit Solarmodulen aus-
zuschließen. 
 
Die Baufeldfreimachung hat außerhalb der Brutzeit der 
Vögel zu erfolgen. Sollten die Baumaßnahmen inner-
halb der Hauptbrutzeit durchgeführt werden, muss eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme beantragt werden, da 
davon ausgegangen werden muss, dass es zur Zerstö-
rung von Niststätten bodenbrütender Vogelarten 
kommt. Eine Ausnahme darf jedoch gemäß § 45 
BNatSchG Absatz 7 nur zugelassen werden, wenn zu-
mutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der 
Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht ver-
schlechtert. Das bedeutet in jedem Fall ist mit dem Bau-
beginn bis zum Ende der Reproduktionsphase zu war-
ten. 
 
Sowohl in Ost-West als auch in Nord-Süd Richtung 
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weist der Teilgeltungsbereich Süd bei Netzeband eine 
Länge mehr als 800 m auf. Die „Vorläufige Handlungs-
empfehlung des MLUK zur Unterstützung kommunaler 
Entscheidungen für großflächige Photovoltaik-Freiflä-
chensolaranlagen (PV-FFA)" empfiehlt, dass Querungs-
hilfen bzw. Migrationskorridore für Großsäuger bei gro-
ßen Anlagen ab einer Länge von 500 m berücksichtigt 
werden. Diese sollten aus Sträuchern und Bäumen so-
wie einem beidseitigen Krautsaum bestehen. Der Korri-
dor dient gleichzeitig als Ausgleich für die Überhitzung 
der modulbestandenen Freifläche und als Habitat. Die 
Korridore dürfen jedoch nicht direkt an einer Straße en-
den und sollten eine entsprechende Breite (> 50 Meter) 
aufweisen. 
 
Die Abstände zwischen den Modulreihen sind so zu 
wählen, dass besonnte Streifen von 3 m Breite und 
mehr entstehen können. Dies führt zu einer erheblichen 
Erhöhung der Diversität und andernfalls wird sich kein 
arten- und blütenreiches Grünland entwickeln (Vgl. Pe-
schel et al. 2019: Solarparks - Gewinne für die Biodiver-
sität). Konkret wird ein Reihenabstand, der mittags zwi-
schen Mitte April und Mitte September einen besonnten 
Streifen von mindestens 2,5 m Breite zulässt, als Vor-
rausetzung für die Ansiedlung zahlreicher Bodenbrüter 
angesehen. Unter der Maßgabe einer positiven natur-
schutzfachlichen Entwicklung sind dann keine externen 
Ausgleichsmaßnahmen (Lerchenfenster: Umwandlung 
von Ackerflächen in Blühwiesen) mehr erforderlich (Pe-
schel & Peschel 2023: Photovoltaik und Biodiversität: 
Integration statt Segregation) 
 
Sämtliche Wege sollten im Sinne der Eingriffsminimie-
rung als Schotterrasen ausgeführt werden 
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(http://www.rieger-hofmann.de/03_mischungen/frame-
set_mischungen.html). 
 
Es müssen Festsetzungen zum Rückbau der Anlage 
getroffen werden. Dabei ist die „Nutzungsaufgabe" 
rechtssicher zu definieren, um auch einen Rückbau der 
Solarmodule incl. Kabel garantieren zu können. Finan-
zielle Sicherungsleistungen für den Rückbau sind durch 
den Investor vorzuweisen (Baulast). 
 
 
 
Die Ableitung des Stromes sollte nicht mit der Installa-
tion neuer Freileitungen verbunden sein. Hauptkabel-
verlegung sollte nur innerhalb oder direkt neben den 
Wegen erfolgen, um den Eingriff in den Boden und die 
Vegetation zu minimieren. 
 
 
 
 
 
Wir bitten um die Einbeziehung in das weitere Verfahren 
und um Übermittlung des Abwägungsergebnisses. 
 

 
 
 
Regelung Rückbau 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stromtransport 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Beteili-
gung 
 

 
 
 
Eine solche Regelung inklusive Bankbürgschaft ist beab-
sichtigt. Allerdings können solche Regelungen nicht im B-
Plan, geschweige denn im FNP festgesetzt werden, son-
dern müssen in einem städtebaulichen Vertrag geregelt 
werden. Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass der städte-
bauliche Vertrag, der u.a. eine spätere Rückbauverpflich-
tung vorsieht, vor dem Satzungsbeschluss des B-Plans ab-
geschlossen sein muss. 
 
Für die beiden Solarparks in Temnitzquell und eine geplante 
weitere große PV-Freiflächenanlage in Walsleben sollen da-
für ein neues Umspannwerk und neue Überlandleitungen 
geschaffen werden. Der genaue Standort wird mit dem 
Netzbetreiber im Zuge der Baugenehmigung geklärt. Auf 
der Verfahrensebene zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 2 wird in der formellen Beteiligung der Versorgungsträ-
ger aufgefordert, mittels Stellungnahme bereits Aussagen 
zum Netzanschluss zu treffen. 
 
Die anerkannten Naturschutzverbände werden am weiteren 
Planverfahren beteiligt. 
 

 
 
 
V 
 
 
 
 
 
 
 
 
B, H 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
H 

49 Bundesnetzagentur 
 Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. 

 
 Kenntnisnahme K 

50 50Hertz Transmission GmbH 
Stellungnahme vom 13.02.2023 

 Nach Prüfung der von Ihnen eingerichteten Unterlagen 
teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit 
keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen 

Keine Betroffenheit  
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 

K 
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Nr. Inhalt der Anregungen Sachpunkt Abwägungsvorschlag Vermerk 

Anlagen (z. B. Umspannwerke, Hochspannungsfreilei-
tungen und -kabel, Nachrichtenverbindungen sowie 
Ver- und Entsorgungsleitungen) befinden. 
 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räum-
lichen Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz 
Transmission GmbH. 
 
Wird das Vorhaben geändert oder nicht innerhalb von 
zwei Jahren begonnen, ist eine erneute Anfrage über 
das infrest Leitungsauskunftsportal erforderlich. 
 

Hinweise Kenntnisnahme K 

 
 
 
 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 

1 Öffentlichkeit 1: Waldkleeblatt - Natürliche Zauche e.V. 
Stellungnahme vom 03.04.2023 

 Auf Grund der Größe der Planungsfläche von ca. 130 
ha und der unmittelbaren Waldrandlage ist unseres Er-
achtens a) ein Planfeststellungsverfahren als auch b) 
ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) notwendig, welches hiermit zu prüfen ist 
und eingefordert wird. 
 
 
 
 
 
 
 

Planfeststellungs-
verfahren & immis-
sionsschutzrechtli-
ches Genehmi-
gungsverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es handelt sich bei den beiden geplanten PV-Anlagen und 
den damit verbundenen Änderungen des Flächennutzungs-
planes um keine raumbedeutsamen Planungen, die einer 
Planfeststellung bedürfen. Eine solche ist für PV-Freiflächen-
anlagen auch grundsätzlich nicht vorgesehen. 
Ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren 
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ist 
ebenfalls nicht anzuwenden, da von dem Vorhaben keine 
störenden Emissionen ausgehen. Lediglich Lichtemissionen 
können vereinzelt auftreten, festgestellt durch ein Fachgut-
achten zur Blendwirkung der beiden Solarparks (SOLARPRA-
XIS ENGINEERING GMBH, Berlin 2023). Diesen möglichen 

Z 
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Es handelt sich hier um ein außerordentlich raumbe-
deutsames Vorhaben zur Errichtung und Betrieb eines 
Solarkraftwerkes zur Stromerzeugung auf derzeitigen 
landwirtschaftlichen Nutzflächen, auf denen seit Jah-
ren Nahrungsmittel erzeugt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fehlender Angaben zur Nennleistungsangabe des So-
larkraftwerkes, aber 26.000 Haushalte sollen damit 
versorgt werden. Hierbei kann es sich im günstigsten 
Fall aber nur um die bilanziell theoretisch mögliche 
Leistung handeln, die in der Praxis aufgrund der natür-
lichen Verhältnisse nie erreicht wird. Es fehlt somit der 
Hinweis, dass eine Versorgung nur bei Sonnenschein 
möglich ist. Die Angabe, wie man ohne Nennleistungs- 
und Stromerzeugungsmengenangabe zu einem Er-
gebnis von 26.000 zu versorgenden Haushalten 
kommt, ist irreführend und nicht nachvollziehbar darge-
legt worden. Vielleicht reicht ja eine erheblich kleinere 
Fläche? 
 
Des Weiteren ist die Umnutzung von landwirtschaftli-
cher Fläche in ein Gewerbegebiet zum Zwecke der Er-

 
 
 
 
außerordentlich 
raumbedeutsames 
Vorhaben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nennleistung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
landwirtsch. Aus-
gleichsfläche für 

Beeinträchtigungen kann durch Maßnahmen an den PV-Mo-
dulen sowie durch die festgesetzte Erstellung von Sicht-
schutzhecken entgegengewirkt werden. 
 
Es handelt sich nicht um ein außerordentlich raumbedeutsa-
mes Vorhaben. Die Planung hat lediglich Auswirkungen auf 
die unmittelbare Umgebung und damit keine überregionale 
Bedeutung, bzw. Auswirkungen. Durchaus von überregiona-
ler Bedeutung ist hingegen die Notwendigkeit der regenera-
tiven Stromerzeugung, will man die politisch geforderte Ener-
gie- und Klimawende schnellstmöglich vollziehen. 
Dass auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen seit Jahren 
Nahrungsmittel erzeugt werden bleibt offen, denn allgemein 
wird nur ein kleinerer Teil des zumeist angebauten Getrei-
des, darunter auch der häufig angebaute Mais, in Deutsch-
land tatsächlich für die unmittelbare Nahrungsmittelproduk-
tion verwertet. Ein großer Teil wird als Futtermittel verwertet 
und ein weiterer Teil auch für die Energieproduktion (Biogas, 
Biokraftstoff). 
 
Auf der Flächennutzungsplanebene wird auf die Angabe von 
spezifischen Daten für die PV-Freiflächenanlage verzichtet. 
Da die Stellungnahme mit identischem Text sowohl für die 3. 
FNP-Änderung als auch für die Aufstellung des B-Planes Nr. 
2 "Bürgersolarpark Temnitzquell" abgegeben wurde, der In-
halt aber überwiegend das B-Planverfahren behandelt, wird 
an dieser Stelle auf die Abwägungsvorschläge im B-Planver-
fahren verwiesen. 
  
 
 
 
 
 
Es erfolgt keine Darstellung für ein Gewerbegebiet, sondern 
für ein sonstiges Sondergebiet 'Soar', welches der besonde-

 
 
 
 
Z 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
N 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
H, Z 
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richtung und des Betriebes einer großflächigen Freiflä-
chenphotovoltaikkraftwerksanlage (FFPhA) nicht ak-
zeptabel, da keine Ausgleichsfläche für die wegfal-
lende landwirtschaftliche Nutzflächen festgelegt wurde 
und eine konzeptionelle Alternativprüfung erfolgte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gewerbegebiet, Al-
ternativenprüfung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ren Zweckbestimmung der Errichtung einer PV-Freiflächen-
anlage dient. Andere Nutzungen als die festgesetzte Zweck-
bestimmung sind nicht möglich. 
Es ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, für die wegfallenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen einen Ausgleich zu schaf-
fen. Auf den zu beplanenden Flächen wird bislang Getreide 
(Winterroggen, Sommergerste) angebaut, welches als Fut-
termittel dient und zukünftig auch anderweitig bezogen wer-
den kann. 
Für die Änderungsfläche 1 wurden keine Alternativflächen 
betrachtet, da hier die Flächen durch einen privaten Flächen-
eigentümer angeboten wurden und zum Siedlungsbereich 
von Rägelin ein Abstand von ca. 1.500 m besteht. Aufgrund 
der Lage der Änderungsfläche 2 zwischen der A 24 und der 
Bahnstrecke Neuruppin - Wittenberge sowie der Entfernung 
zum Ortsteil Netzeband (ca. 1.000 m) und der privaten Ei-
gentumslage wurden für diese Änderungsfläche ebenfalls 
keine Alternativstandorte betrachtet. Der gesamte Geltungs-
bereich der 3. FNP-Änderung wird zudem intensivlandwirt-
schaftlich genutzt. 
Aufgrund der im B-Plan festgesetzten GRZ 0,7 entsteht in 
Summe für beide Teilgeltungsbereiche eine mit PV-Modulen 
überdachte Fläche von maximal 820.000 m2. Da nicht jedes 
Dach vollständig mit PV-Modulen bestückt werden kann, 
wird für Wohn- und Gewerbegebäude ein Pauschalansatz 
von 100 m2 PV-Dachfläche gewählt. Daher müssten auf 
8.200 (!) Gebäudedächern PV-Module installiert werden, um 
die gleiche Menge Strom zu produzieren wie in der geplan-
ten PV-Freiflächenanlage. Da dieses auch bis zu 8.200 pri-
vate Einzelvorhabenträger wären, ist erkennbar, dass es 
überhaupt nicht möglich wäre in einer relativ kurzen Zeit 
diese 8.200 Dächer mit PV-Modulen zu bestücken, zumal er-
heblich höhere Kosten entstehen würden. Die Installation 
von PV-Anlagen auf Dächern ist ein wichtiger Bereich der 
Energiewende, aber keine Alternative zu dem Bau auch gro-
ßer PV-Freiflächenanlagen. 
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Gutachten und Konzepte zu Brandschutz, Greifvögeln, 
Kleinklimaveränderungen als auch Überwachungsre-
gularien der Umweltauswirkungen, wer macht was, 
was festgelegt wurde, fehlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch eine Mengenangabe wie viel Getreide, Hülsen-
früchte oder andere landwirtschaftliche Produkte dort 
nicht mehr erzeugt werden können (Durchschnittsan-
gaben t/ha pro Jahr) ist vorzulegen, um nachvollziehen 
zu können, was an Nahrungsmitteln je ha Planungsflä-
che in Zukunft fehlen und wie viel Menschen oder auch 
Tiere davon hätten im Jahr regional versorgt werden 
können. 
 
 
 
 
 
 
Insofern ist der jetzige Planungsstand abzulehnen. 
 

fehlende Gutachten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Angaben zu Erzeu-
gungsverlust 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung Pla-
nungsstand 
 

Die Anforderungen an den Brandschutz werden auf B-Plan-
ebene im Verfahrensverlauf mit den zuständigen Behörden 
abgestimmt, konkrete Auflagen werden im Rahmen des Bau-
antrages geklärt. Ein Brandschutzgutachten wurde in der 
frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB innerhalb 
des B-Planverfahrens weder vom Amt Temnitz als Träger 
des örtlichen Brandschutzes noch von der Brandschutz-
dienststelle des Landkreises gefordert. 
Faunistische Gutachten und Kartierungen der Biotope wur-
den im notwendigen Umfang als Grundlage für die Erarbei-
tung des Umweltberichts und Artenschutzfachbeitrag er-
stellt.  
 
Wie schon zuvor erläutert handelt es sich bei den bislang 
produzierten Anbauprodukten um Futtermittel, die auch an-
derweitig bezogen werden können und nicht um Nahrungs-
mittel zur direkten Verarbeitung für den menschlichen Ver-
zehr. Zudem erfolgt der Hinweis, dass regional erzeugte Pro-
dukte nicht immer auch regional verwertet werden. D.h. auch 
wenn der Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche zu be-
dauern ist, erfolgt hier nicht zwangsläufig eine Einschrän-
kung in der regionalen Versorgung, zumal die Flächen aktiv 
durch die Eigentümer angeboten werden, die Reduktion 
landwirtschaftlicher Nutzflächen somit akzeptiert ist. Bezo-
gen auf die Gesamtproduktion in Deutschland dürfte der Er-
zeugungsverlust deshalb marginal sein.  
 
Kenntnisnahme 

Z 
 
 
 
 
 
 
 
V 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 

2 Öffentlichkeit 2: Einzelperson 
Stellungnahme vom 03.04.2023 

 Es ist aus den Unterlagen an keiner Stelle erkennbar 
und nachgewiesen worden, dass der „Bürgersolarpark 
Temnitzquell", ein von Bürgern initiierter Solarpark ist. 
Das genannte Planungsziel, dass Einwohnern mit ei-

Begrifflichkeit Bür-
gersolarpark 
 
 
 

Da die vorliegende Stellungnahme mit identischem Text so-
wohl für die 3. FNP-Änderung als auch für die Aufstellung 
des B-Planes Nr. 2 "Bürgersolarpark Temnitzquell" abgege-
ben wurde, beziehen sich diverse Absätze, Kritikpunkte und 

N, H 
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nem „kleinen Anteil" an der Anlage beteiligt werden, o-
der Bürger mit 3 ct pro kWh des eigenen Stromverbrau-
ches aus der Jahresendabrechnung erstattet bekom-
men können, könnte als Lockmittel für die Zustimmung 
der Gemeindevertreter verstanden werden, müsste, 
wenn für die Bauleitplanung relevant, eindeutiger be-
gründet werden. Mit z.B. der Namensnennung des Be-
treibers, der Finanzierer, der voraussichtlichen Risiken 
des Projektes etc. Dementsprechend handelt sich ein-
deutig um ein Projekt eines Großinvestors, in der Bür-
gerversammlung wurde dazu die „Eurowind Energy 
GmbH" genannt und dann sollte auch eindeutig diese 
genannt werden. Die Bürger werden mit „kleinen Bei-
gaben" abgespeist, würde der Volksmund sagen, man 
könnte auch vermuten, sie sollen gefügig gemacht wer-
den. Wie toll das Investment wirklich ist, wird den Bür-
gern vorenthalten und die dazugehörigen Risiken erst 
gar nicht erwähnt. Die jahrzehntelang bewirtschaftete 
landwirtschaftlich Nutzfläche hat Erträge erbracht. 
Dass fast ganz Brandenburg zu den ,,benachteiligten 
Gebieten" gehört, siehe  https:ljagrarbericht.branden-
burg.de/abo/de/start/agrarstruktur/natuerliche-bedin-
gungen/, ist bekannt, begründet aber in keinem Fall 
eine „notwendige" Umnutzung in eine „Kraftwerksflä-
che", da die Landwirte über ausreichende Kenntnisse 
verfügen, wie diese Flächen bewirtschaftet werden 
können, wofür sie ja auch EU-Fördermittel erhalten.  
 
 
Es ist nicht nachvollziehbar in den Unterlagen darge-
stellt worden, wieso gerade auf diesen gewählten land-
wirtschaftlichen Flächen, die ja seit Jahrzehnten be-
wirtschaftet werden und Erträge erzielten, nun zu einer 
raumbedeutsamen großflächigen Kraftwerksfläche 
umgenutzt werden soll. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Nennung Betreiber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verlust landwirtsch. 
Flächen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auswahlkriterium 
für Flächen 
 
 
 
 
 
 

Hinweise explizit auf die B-Planebene. Es wird jeweils auf die 
Abwägungsvorschläge im B-Planverfahren verwiesen. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Siehe Abwägungsvorschlag im B-Planver-
fahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die "ausreichenden Kenntnisse" der Landwirte zur Bewirt-
schaftung der benachteiligten Böden, gefördert durch EU-
Mittel, dürften sich wohl u.a. in Form ausgiebiger Düngung 
äußern. Dieses ist aus ökologischer Sicht schlecht für den 
Boden- und Wasserhaushalt. Die Nutzung der Flächen durch 
die PV-Anlagen kann hingegen eine Chance für eine nach-
haltigere Bewirtschaftung im Anschluss der Laufzeit der PV-
Anlagen aufgrund der zu erwartenden Regeneration der Bö-
den bedeuten. Das setzt allerdings voraus, dass die Flächen 
nach der PV-Nutzung wieder problemlos zu landwirtschaftli-
chen Nutzflächen umgewandelt werden können. 
 
Die Flächeneigentümer selbst haben ihre Flächen für die Er-
zeugung von Solarstrom angeboten, auch in Absprache mit 
den Pächtern, die bislang die Flächen landwirtschaftlich be-
wirtschaften. Aufgrund der überwiegend niedrigen Boden-
werte stellt sich die Verpachtung der Flächen an den Vorha-
benträger für die PV-Anlagen als deutlich lukrativer dar als 
die landwirtschaftliche Bewirtschaftung. Da die hiesigen Flä-
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N 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B 
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Es wird hiermit der Antrag und die Forderung gestellt, 
einen Nachweis und Gegenüberstellung vorzulegen, 
nach welcher Betriebsweise diese Flächen und für wel-
che Ackerfrüchte diese Flächen in den letzten Jahren 
genutzt wurden. Es ist hiermit nicht auszuschließen 
und eher anzunehmen, dass die hier geplanten Flä-
chen jahrelang nach ökologischen Anbaumethodik be-
wirtschaftet wurden, diese über verschiedene EU-
Töpfe wie: 
 
- EGFL-Basisprämie,  
- EGLF-Umverteilungsprämien,  
- EGLF-Greening-Prämien,  
- EGLF-Erstattung nicht genutzter Mittel der Krisenre-

serven EGLF-Ökologischer Landbau und  
- ELER-Ausgleichszulage benachteiligte Gebiete 
 
mit hohen Geldsummen gefördert wurden um standort-
bedingte Nachteile auszugleichen. 
 
Da diese derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen 
primär der „Produktion von Nahrungsmitteln" dienen, 
können ist eine Umnutzung nicht zu befürworten und 
zu genehmigen, besonders weil keine Ersatzflächen 
für die „Produktion von Nahrungsmitteln" festgelegt 
wurden. Es ist nicht nachvollziehbar, wie die Gemein-
same Landesplanung diesem Projekt ihre Zustimmung 
erteilen kann, wenn ganz offensichtlich ist, dass es sich 
hier um eine großflächige raumbedeutsame Kraft-
werksfläche handelt, die nach dem LEP-HR, eigentlich 
eine Gewerbefläche ist, wofür dann Gewerbesteuern 

 
 
 
 
 
 
Darstellung der 
landwirtsch. Bewirt-
schaftung 
 
 
 
 
 
 
 
EU-Fördermittel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nahrungsmittelpro-
duktion 
 
 
 
 
 
 
großflächige raum-
bedeutsame Kraft-
werksfläche 

cheneigentümer zumeist eine weitaus größere Zahl an Land-
fläche ihr Eigen nennen können, ist es inzwischen üblich ins-
besondere Flächen, die weniger Ertrag bringen, anderweitig 
zu verpachten um damit u.a. Verluste durch Ernteausfälle 
auszugleichen. Die Begründung wird präzisiert. 
 
Auf den für die Planung in Anspruch genommenen landwirt-
schaftlichen Flächen wird laut Angabe der Eigentümer bisher 
Getreide (Winterroggen und Sommergerste) angebaut, wel-
ches ausschließlich als Futtermittel Anwendung findet. Die 
Flächen wurden aktiv durch die Eigentümer für die Errich-
tung von PV-Anlagen angeboten, womit die Reduktion land-
wirtschaftlicher Nutzflächen somit akzeptiert ist. 
 
 
 
Insofern die Landwirte von diesen Förderungen Gebrauch 
gemacht haben, zeigt dieses lediglich, dass die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung keine optimale Nutzung der Flä-
chen darstellt, insbesondere wenn durch die Einbringung 
größerer Mengen an Dünger ökologische Belastungen ent-
stehen (Stichwort Nitratbelastung). Darüber hinaus sind die 
Flächeneigentümer darüber in Kenntnis gesetzt worden, 
dass im Falle der Nutzungsänderung der Flächen der An-
spruch auf dieses Fördermittel versagt werden kann. 
 
Wie zuvor erläutert erfolgt auf den Flächen keine primäre 
Produktion von Nahrungsmitteln, sondern von Futtermitteln, 
die anderweitig kompensiert werden können. 
 
 
 
 
 
Auch wenn die beiden Solarparks zusammen eine Größe 
von weniger als 115 ha besitzen (die ökologischen Aus-
gleichsflächen werden dem Solarpark nicht zugerechnet, 
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anfallen. Diese raumbedeutsamen Solar-Kraftwerksflä-
chen hat der LEP-HR nicht berücksichtigt und auch 
nicht als Entwicklungsfläche definiert. Daher ist eine 
landwirtschaftliche Nutzung zu favorisieren und einzu-
halten, da großflächige Solar-Kraftwerksflächen in aus-
reichendem Maß auf Gebäudedächern und Konversi-
onsflächen zur Verfügung stehen. 
Die Versorgungssicherheit der Bevölkerung mit regio-
nal angebauten gesunden Nahrungsmitteln ist hier vor-
rangig zu bewerten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ebenso nicht die 5 - 10 m breiten Abstandsflächen außerhalb 
der Baufenster in den Sondergebieten), bilden die Solar-
parks nur bedingt eine raumbedeutsame "Kraftwerksfläche". 
Zudem müssen beide Flächen aufgrund ihrer Entfernung zu-
einander von rund 1.200 m einzeln betrachtet werden. 
Der LEP HR trifft keinerlei Aussage dazu, dass es sich bei 
PV-Freiflächenanlagen um Gewerbeflächen im klassischen 
Sinn handelt. Dieses ist auch unlogisch, da Gebiete für An-
lagen, die der Erzeugung und Nutzung von erneuerbaren 
Energien dienen, gem. BauNVO nur in Sondergebieten mit 
jeweiliger Zweckbestimmung zulässig sind. In Gewerbege-
bieten nach § 8 BauNVO sind PV-Freiflächenanlagen nicht 
zulässig, außer sie dienen ausschließlich der Energieversor-
gung der dort ansässigen Betriebe und sind in der Flächen-
inanspruchnahme gegenüber dem Gewerbebetrieb deutlich 
untergeordnet. Gleichwohl ist ein Solarpark, der zu kommer-
ziellen Zwecken Energie erzeugt, als Gewerbe zu definieren, 
so dass der Anlagenbetreiber auch Gewerbesteuern entrich-
ten muss. Diese Steuereinnahmen waren somit für die Ge-
meinde auch ein entscheidendes Kriterium für die Zustim-
mung zu dem Solarpark-Vorhaben. 
Im Übrigen legt der LEP HR anders als bei der Windenergie 
keine Eignungsgebiete für PV-Freiflächenanlagen fest, wes-
halb daraus keine prioritäre landwirtschaftliche Nutzung der 
Flächen abzuleiten ist. Die Steuerung der Flächen für PV-
Anlagen ist spätestens mit der Novellierung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) überfällig, liegt aber im 
Handlungsfeld der Regional- und Landesplanung und nicht 
der Kommunen. Die Aussage, dass in ausreichendem Maß 
PV-Flächen auf Gebäudedächern und Konversionsflächen 
zur Verfügung stehen ist ebenfalls nicht richtig. In der Theo-
rie gibt es zwar viele solcher Flächen auf denen PV-Anlagen 
errichtet werden könnten, jedoch handelt es sich bei Dach-
flächen zum einen um meist kleinteilige Flächen und zum an-
deren sind es in den meisten Fällen (auch bei Gewerbege-
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Das „Landschaftsprogramm Brandenburg" legt für die 
o.g. Flächen das Entwicklungsziel „Erhalt und Entwick-
lung einer natur- und ressourcenschonenden Landwirt-
schaft" sowie den Erhalt großräumiger, störungsarmer 
Landschaftsräume, das Aufrechterhalten der landwirt-
schaftlichen Nutzung der Offenlandschaften zur Erhal-
tung der landschaftlichen Eigenart, fest. Somit stehen 
die o.g. Planungen den Zielen des Landschaftspro-
grammes Brandenburg entgegen. 
 
Die ökologisch wirtschaftenden Landwirtschaftsunter-
nehmen sind ein wesentlicher Bestandteil der Bran-
denburgischen Landwirtschaft (lt. Agrarbericht-Online 
vom 15.03.2023)  mit zunehmender Tendenz. Wie viele 
Menschen und für welche einen Zeitraum könnten 
diese von den 130 ha mit dem jeweiligen Anbauprodukt 
ernährt werden? Ansonsten müssten diese von „weit" 
hergebracht werden, benötigen für den weiten Trans-
port Kraftstoffe etc. welche die gesamte Klimabilanz zu 
Nichten macht.  
 
Somit sind die geplanten Fläche eindeutig der prioritä-
ren landwirtschaftlichen Nutzung und der Erhaltung der 
Biodiversitätszielen auf Brachflächen zuzuordnen und 
festzulegen. Auf Dächern ist ein Getreideanbau nicht 
möglich, aber Solaranlagen können dort installiert wer-
den. Da keine Ausgleichsflächen für die 130 ha wegfal-
lender landwirtschaftlicher Nutzfläche zur Verfügung 
stehen bzw. festgelegt wurden, wo dann der notwen-
dige Anbau von den weg- oder ausfallenden Nahrungs-
mitteln regional erfolgen soll, ist hiermit die Planung in 
Gänze abzulehnen. Was lohnt es im Dunkeln zu sitzen, 
der Solarpark ruht, und die Bevölkerung zusätzlich 
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Nutzung von Dach-
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bäuden) private Flächen. Diese Flächen können in einem de-
mokratischen Staat nicht einfach für die Installation von PV-
Anlagen durch staatliche Anordnung herangezogen werden. 
 
Die beiden Änderungsflächen liegen außerhalb der 'Hand-
lungsschwerpunkte Erhalt', somit steht die Planung den Zie-
len nicht entgegen. Darüber hinaus handelt es sich bei dem 
Landschaftsprogramm Brandenburg um ein übergeordnetes 
Planungsinstrument, welches Leitlinien vorgibt, aber keine 
Rechtsverbindlichkeit entfaltet. 
 
 
 
 
Zur Darstellung der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
siehe die Sachpunkte 'Darstellung der landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung' und 'Nahrungsmittelproduktion auf Seite 58 
f.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Problematik der Nutzung von Dachflächen für eine groß-
flächige Erzeugung von Solarstrom wurde ebenfalls schon 
erläutert. 
Der letzte Satz ist unverständlich, eine Abwägung kann des-
halb nicht erfolgen. 
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nicht mit regionalen gesunden Grundnahrungsmitteln 
versorgt werden kann. 
 
Wie heißt es im Agrarbericht-online von Brandenburg 
vom 15.02.2023, Zitat:" ... Die Urproduktion der land-
wirtschaftlichen Betriebe liefert wichtige Grundnah-
rungsmittel und die Grundstoffe für die weiteren Ver-
edelungsstufen in der Industrie .... " 
 
Es sind Zweifel angebracht, dass die beabsichtigte Pla-
nung wirklich das „Klima" retten und die „Stromversor-
gung" sichern soll. Da der Solarpark im Dunkeln keine 
Leistung erbringt, muss logischer Weise in dieser „Dun-
kelphase" ein anderes Kraftwerk einspringen, welches 
zusätzlich eine hohen Mehrbedarf an Fläche, Mitarbei-
tern, Rohstoffen und Geld zum Reservebetrieb benö-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist von überragendem öffentlichem Interesse, dass 
die Stromversorgung tatsächlich auf sicheren Füßen 
gestellt wird oder werden kann und nicht auf dauerhaft 
volatil unsicheren. Derzeit wird klar erkennbar, dass bei 
Überschussproduktion von Wind- und Solaranlagen, 
diese abgeregelt werden müssen um kein Ener-
giechaos wegen fehlender Leitungen und Kapazitäten 
zu verursachen. Es ist laut e.disNetz GmbH erkennbar 
und vorhersehbar, dass diese geplante Anlage vermut-
lich sehr häufig wegen Aufnahmekapazitätsmangel ins 
Stromnetz abgeregelt werden muss. Quelle:  
https://www.prignitz-oberhavel.de/gremien-und-sitzun-
gen/regionalversammlung.html#section-id-39, hier in 
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Kenntnisnahme. Auch hier nochmals der Hinweis, dass es 
sich bisher um die Erzeugung von Futtermitteln und nicht pri-
mär um Nahrungsmittel gehandelt hat. 
 
 
 
Die beiden Solarparks sind als ein Baustein von vielen für 
die landesweite Sicherung der Energieversorgung und für 
die Produktion "grünen Stroms" zu betrachten. Hier wird nun 
offensichtlich impliziert, dass die Gewinnung von Solarstrom 
generell in Frage zu stellen ist. Anders erklärt sich nicht, wa-
rum die nächtliche Unterbrechung der Stromerzeugung kom-
pensiert wird, die ja durch andere Formen der Stromerzeu-
gung (Windkraft, Wasserstoff, aber zumindest für eine Über-
gangszeit auch Gas und Kohle) als ausschlagendes Krite-
rium für die Ablehnung von PV-Freiflächenanlagen herhalten 
soll. 
Die "Reservekraftwerke" bestehen im Übrigen überwiegend 
schon und dienen damit nebenbei auch weiterhin als Arbeit-
geber. 
 
Der schleppende Netzausbau stellt in der Tat ein Problem 
dar, der beim Ausruf der beschleunigten Energiewende eher 
unbeachtet blieb. Für die beiden Solarparks in Temnitzquell  
wird deshalb vom Vorhabenträger die Errichtung einer soge-
nannten Tracker-Anlage geplant. Dabei sind die Modultische 
nicht starr nach Süden ausgerichtet, wie es bei den meisten 
Anlagen der Fall ist, sondern die Module sind beweglich und 
richten sich morgens Richtung Osten und abends Richtung 
Westen aus, analog zum Verlauf der Sonne. Damit ist die 
Anlage nicht auf die erwartbare Spitzenleistung zur Hauptta-
geszeit, wenn die Sonne im Süden am höchsten steht aus-
gerichtet, sondern auf die Sonnenstände bei Sonnenauf- und 
Untergang. Damit produziert die Anlage zur Haupttageszeit 
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der abrufbaren Präsentation vom 07.04.2022 der E-
DIS Netz GmbH. 
 
 
 
 
 
 
Aus diesem Grunde ist eindeutig ersichtlich, dass die 
Erschließung nicht gesichert Ist, weil das vorhandene 
Leitungsnetz die Kapazität des geplanten Solarkraft-
werkes überhaupt nicht abnehmen und vor Ort loswer-
den kann (S. 6 der Präsentation): Zitat:" ... In vielen Re-
gionen übersteigt die Leistung der EE-Anlagen bereits 
heute die ursprünglich für das Netz auslegungsrele-
vante maximale Verbrauchslast um den Faktor 10 und 
mehr. ... ". Da es sich hier um ein Facheexpertise han-
delt, ist diese von erheblicher Bedeutung, dass neu ge-
plante Vorhaben, wie das hier o.g. abgelehnt werden 
muss, bis auch das Netz über die Weiterleitungskapa-
zität verfügt.  
 
 
Ansonsten könnte man mutmaßen, dass mit Absicht 
PV-Parks errichtet und zugelassen werden, die soge-
nannte „So da-Anlagen" sind, also am meisten und re-
gelmäßig Geld bringen, wenn sie abgeregelt werden 
müssen. Dieses Geschäftsmodell, welches hier realis-
tisch vermutet werden kann, geht auf Kosten der Ver-
braucher und Privathaushalte, die die abgeregelten 
Strommengen bezahlen müssen und auch noch zu-
sätzlich Nahrungsmittel bezahlen müssen, die aus fer-
nen Regionen kostenintensiv herantransportiert wer-
den müssen. 
 
Hier wird also festgestellt, dass die Erschließung nicht 
gesichert ist, ruhende abgeregelte Solarkraftwerke auf 
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tung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fazit, Ablehnung 
der Planung 

weniger Strom als die starr nach Süden ausgerichteten An-
lagen, insbesondere im Winter, dafür liefert sie aber in den 
Randzeiten mehr Energie. Die Solarparks in Temnitzquell 
werden damit der Voraussicht nach deutlich weniger von Ab-
regelungen betroffen sein und liefern stattdessen Strom zu 
Tageszeiten, wo andere Anlagen weniger bis keine Energie 
liefern. 
 
Prinzipiell ist für die Erschließung der Solarparks nur die An-
bindung an eine öffentliche Wegeverbindung, sprich deren 
Erreichbarkeit mit Fahrzeugen erforderlich. Diese verkehrli-
che Erschließung ist hier gegeben. Ein Netzanschluss zur 
Einspeisung des Stroms ist kein formales Erfordernis für die 
Bauleitplanung. Das ein Netzanschluss dennoch erfolgt er-
klärt sich von selbst. Ob das Netz zum Zeitpunkt der Aufstel-
lung des B-Plans und der FNP-Änderung ausreichend ist, 
spielt aber für die Bauleitplanung keine Rolle, da davon aus-
gegangen wird, dass das Netz zu einem späteren Zeitpunkt 
entsprechend angepasst wird. 
Die zuvor erläuterten Haupteinspeisezeiten morgens und 
abends begründen eine "fehlende Erschließung" aufgrund 
mangelnder Leitungskapazitäten ebenfalls nicht. 
 
Aufgrund der Bauweise als Trackeranlagen kann der Vor-
wurf der Errichtung von PV-Freiflächenanlagen überwiegend 
mit dem Zweck der Einnahme der staatlichen Vergütung bei 
Abregelung der Anlagen zurückgewiesen werden. 
Das System der Nahrungsmittelproduktion wurde bereits er-
läutert. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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Kosten der Verbraucher nicht vermehr werden sollen, 
der große Flächenfraß des Solarkraftwerkes eine Um-
nutzung von landwirtschaftlicher Nutzfläche nicht 
rechtfertigt, weil im Netzgebiet der E.DIS Netz GmbH, 
das Netz nicht in der Lage ist die zu erwartende er-
zeugte Strommenge aufzunehmen und weiterzuleiten. 
Fazit: Ablehnung der Planung. 
 
Für diese „Unsicherheit" Nahrungsmittelproduktionsflä-
chen zur Verfügung zu stellen, widerspricht dem 
Grundgesetz, welches die Ernährung sichern soll. Dies 
geht nur mit Hilfe der regionalen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen. Ein dicht bewohntes und stark von Be-
siedlung geprägtes Land wie Deutschland muss sorg-
fältig und langfristig die eigene Ernährungssicherheit 
vor Ort absichern und absichern können. Der hier vor-
liegende Flächenfraß von volatilen Stromerzeugern, 
wie der o.g. Solarpark, widerspricht eindeutig und klar 
dem Ziel des flächensparenden Bauens als auch der 
Versorgung von Menschen mit Nahrungsmitteln, da als 
Alternative ja die Dächer von Gebäuden verbraucher-
nah zur Verfügung stehen. 
 
Die umweltrelevanten Auswirkungen der o.g. Planun-
gen auf die Umgebung und eventuell auf das Gesamt-
klima sind von besonderer Wichtigkeit. 
Da laut Agrarbericht Brandenburg vom 09.02.2023 
(Quelle: 
https://agrarbericht.brandenburg.de/abo/de/start/ag-
rarstruktur/natuerliche-bedingungen/) schwankt z.B. 
die Sonnenscheindauer über das Jahr (2017 -2022) in 
Brandenburg zwischen 1593 und 2017 Stunden. Also 
stark schwankend (ca. 20 %). Somit würden die Er-
träge für die PV-Anlage ebenso stark schwanken. 
 
Ebenso sind die Jahresniederschläge (in I/qm) Im Jah-
reszeitraum von 2017-2022 stark schwankend von 390 
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Das Grundgesetz sieht keine Regelung vor, die eine Bebau-
ung landwirtschaftlicher Flächen zum Schutz der Nahrungs-
mittelproduktion verbietet, egal ob mit PV-Anlagen, Sied-
lungsflächen oder Verkehrsinfrastrukturen. Das Ernährungs-
sicherstellungs- und -vorsorgegesetz (ESVG) regelt die Si-
cherstellung der Ernährung in Deutschland. Jedoch gibt es 
auch hier kein Verbot der Umnutzung landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen. Einzig im Fall einer ausgerufenen Versor-
gungskriese könne unter bestimmten Umständen (zeitlich 
begrenzte) Regelungen getroffen werden. 
Auf die mangelnden Alternativen wurde bereits eingegan-
gen. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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l/qm - 719 l/qm. Diese weichen zum Teil bis zu 30% 
vom Bundesdurchschnitt ab.  
Quelle: https://agrarbericht.branden-
burg.de/abo/de/start/agrarstruktur/natuerliche-bedin-
gungen/  
 
Da die Standorte der geplanten Flächen dicht am Wald 
liegen, ist hier mit erheblichen Beeinträchtigungen des 
Bodens, der Grundwasserneubildung, des Klimas, der 
Luft, der Artenvielfalt und des Naturschutzes auch an 
der Waldrandzone zu rechnen, welche sich auch inner-
halb des Waldes und der Solarparkkraftwerksfläche 
auswirken könnte.  
 
 
 
Es ist davon auszugehen, dass eine erhebliche Beein-
trächtigung der Durchlüftung der Ortschaften entsteht. 
Dieses ist unzureichend betrachtet worden.  
 
 
Die geplante großflächige Überdeckung des Bodens 
stellt eine erhebliche Beeinträchtigung mit Barrierewir-
kung für Vögel, Insekten, Reptilien, Groß- und Nieder-
wild dar. Besonders das Großwild ist hiervon betroffen 
und wenn die Wanderungsrouten gekappt sind, stellt 
dieses eine Schädigung und Störung und Gefahr dar. 
 
 
 
 
 
Hierzu sind Gutachten zur Blendeinwirkung, erhöhte 
Luft- und Temperaturveränderungen, Geräuschent-
wicklung, Luftfeuchtigkeitsveränderungen, Umzäu-
nung und dauerhafte Bodenverschattung, vorzulegen.  
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Erhebliche Beeinträchtigungen können, wie in der Wirkungs-
prognose auf die einzelnen Umweltschutzgüter nach UVPG 
dargelegt (Kap. 3.2), unter Berücksichtigung der Anlagenge-
staltung und von Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen 
werden. Die verbleibenden Beeinträchtigungen sind gegen-
über der aktuellen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
mit negativen Auswirkungen auf Boden- und Grundwasser-
qualität geringfügig und fallen unter das Maß der Erhbelich-
keit. 
 
Die nächstgelegenen Ortschaften Rägelin und Netzeband 
liegen in einer Distanz von > 1 km. Auswirkungen auf die 
Ventilationsverhältnisse durch die geplante PVA können mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.    
 
Barrierewirkungen von Freiflächen-PVA können aufgrund 
des Flugverhaltens bzw. Ausweichvermögen von Vögeln al-
ler Gilden ausgeschlossen werden. Für Reptilien, Amphibien 
und Kleinsäuger ist die Zaununterkante auf 15 cm angeho-
ben, um eine Querungsmöglichkeit zu schaffen. Für Groß-
wild gibt es keine bestehenden Nachweise für regelmäßig 
genutzte Wanderkorridore innerhalb beider Teilgeltungsbe-
reiche. Entsprechend werden Querungsschneisen innerhalb 
der geplante PVA als nicht notwendig erachtet und sind nicht 
geplant.   
 
Der Umweltbericht und der artenschutzrechtliche Fachbei-
trag greifen auf gelaufene Studien in ihrer Wirkungsprognose 
der geplanten PVA zurück. Gezielte Gutachten, mit Aus-
nahme der stattgefundenen faunistischen Kartierung, Bio-
topaufnahme und einem Blendgutachten, werden aufgrund 
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Es ist in allen Planzeichnungen nicht erkennbar, dass 
Mittelschneisen für Groß- und Niederwild geplant sind 
oder eingerichtet werden sollen. Bei den derzeitigen 
Flächengrößen sind diese aber notwendig und sind 
textlich und zeichnerisch festzulegen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Es fehlen in den vorgelegten Unterlagen ein Greifvo-
gelgutachten, ebenso ein Gutachten zu Nieder- und 
Großwild, welches sich hier aufhält und bedingt durch 
die fehlende Grünbrücke nicht ihre Wanderungsräume 
erreichen kann. 
 
Es fehlt auch ein Gutachten wie hoch der Ackerfrucht-
verlust (t/ha) je nach Art der Anbaufrucht (Hafer, Rog-
gen, Weizen, Lupinen etc.) beträgt, da die Flächen 
nicht mehr zur Verfügung stehen. 
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der Lage und sonstigen Wirkfaktoren der Planung als nicht 
notwendig erachtet. 
 
Mittelschneisen sind auf beiden Teilgeltungsbereichen nicht 
vorgesehen. Eine etablierte Querungsverbindung für Rot-
wildbestände auf den für die PVA vorgesehenen Bereichen 
der Ackerflächen kann ausgeschlossen werden, da sie sich 
nicht im Zentrum zweier oder mehrerer Waldflächen befin-
den, die für querende Bestände in Frage kommen. Zudem 
wird in Teilgeltungsbereich Nord ein zentrales, west-ost ver-
laufendes Flurstück mit einer Breite von ca. 30 m nicht belegt 
und eingezäunt und kann als potenziell erforderliche Que-
rungshilfe dienen (die allerdings als nicht erforderlich be-
trachtet wird, da Wanderungsbeziehungen ausgeschlossen 
werden können).    
 
Vorkommen bzw. Horststandorte von Greifvögeln wurden im 
Jahr 2021 kartiert und im Artenschutzfachbeitrag berücksich-
tigt (vgl. Kap. 5.3.2 und 5.4.2.2).  
 
 
 
Ein vorhabenbezogenes Gutachten zur Ermittlung des Er-
tragsausfalls auf den jeweiligen Planungsflächen ist nicht er-
forderlich. In Deutschland werden rund 50% der Gebietsflä-
che land-wirtschaftlich genutzt (DESTATIS, 2023). Der Anteil 
der Flächen für die Landwirtschaft liegt im Landkreis Ostp-
rignitz-Ruppin bei rund 126.000 ha. Das Plangebiet umfasst 
eine Größe von rund 127,9 ha. Somit gehen für den Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin rund 0,1% der derzeit landwirt-
schaftlich genutzten Flächen verloren. Aufgrund der boden-
schonenden Bauweise, die nur zu einer sehr geringen Neu-
versiegelungen im Plangebiet führt, kann die Fläche auch 
nach dem Rückbau der Anlage wieder für die Landwirtschaft 
bereitgestellt werden.  
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Nicht nachvollziehbar ist die Verwendung des Umwelt-
berichtes der Gemeinde Walsleben für das Planvorha-
ben in der Gemeinde Temnitzquell. Somit ist davon 
auszugehen, dass dieselben Texte für Walsleben und 
Temnitzquell verwendet wurden, ohne Berücksichti-
gung des eigentlichen Planungsstandortes (siehe 
Kopfzeile).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Planziel Festlegung einer „Sondergebietsfläche 
Solarpark" im Flächennutzungsplan und Bebauungs-
plan wird hiermit in Gänze abgelehnt, da es sich um ein 
raumbedeutsames Vorhaben handelt, welches eines 
Planfeststellungsverfahrens und einer immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BlmSchG) bedarf, da es 
sich um eine "Kraftwerksanlage" von besonderen Aus-
maßen handelt.  
 
Es wird hier bemängelt und beanstandet, dass es sich 
bei den zwei Flächen um „einen Solarpark" handelt. 
Das ist nicht erkennbar, da diese ca. 800 m voneinan-
der entfernt liegen und keine zusammenhängende Ein-
heit abbilden.  
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Die versehentliche Nennung der Gemeinde Walsleben in der 
Kopfzeile des Umweltberichtes zur 3. FNP-Änderung wird in 
Temnitzquell geändert, ebenso wird das Amtes Temnitz er-
gänzt. 
Aus dieser irrtümlichen Nennung aber eine "Kopie" des Um-
weltberichtes des sich ebenfalls derzeit in der Aufstellung be-
findlichen B-Plans für einen Solarpark in Walsleben zu 
schließen kann nicht nachvollzogen werden. Auch wenn mit-
unter das Layout von dem Walslebener Umweltbericht und 
auch vereinzelte Textpassagen übernommen worden sind, 
so wurden diese dennoch an den Planungsstandort Tem-
nitzquell angepasst. 
Die Umweltprüfung bei Änderung eines FNP und BP sind 
standardisierte Verfahren mit Prüfungserfordernissen, die im 
Baugesetzbuch festgelegt sind. Doppelungen im Layout und 
auch teils bei der Bewertung der Bestandssituation und Aus-
wirkungen der Planung, insbesondere bei räumlicher Nähe 
von Projektstandorten, sind unvermeidlich.  
 
Kenntnisnahme. Siehe oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist richtig, dass es sich um zwei eigenständige PV-Anla-
gen handelt, für die aber aufgrund ihrer räumlichen Nähe nur 
ein Bauleitverfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes 
durchgeführt wird. Der Titel des Bebauungsplanes Nr. 2 fasst 
beide Anlagen zu einem Solarpark zusammen, da beide den 
selben Vorhabenträger und das selbe Beteiligungskonzept 
der Bürger vorweisen. 
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Falls ein städtebaulicher Vertrag vorliegt, sollte dieser 
auf jeden Fall veröffentlicht werden, da man ja den Titel 
„Bürgersolarpark" verwendet. Denn wenn was drauf 
steht, was nicht drinnen ist, könnte eine Vorteilsnahme 
zu Gunsten des Vorhabenbetreibers vorliegen.  
 
Es ist nicht nachvollziehbar dargestellt, dass die Über-
wachung (Monitoring) von erheblichen Umweltauswir-
kungen durch die Gemeinde (Amt Temnitz) konzeptio-
nell, zeitlich, personell, fachlich, finanziell und zeitlich 
bewältigen kann oder wer es sonst tun soll und welche 
Maßnahmen dann einzuleiten sind. 
 
 
 
 
 
Ein Brandschutzgutachten oder Brandschutzkonzept 
ist den Unterlagen an keiner Stelle zu entnehmen, Da 
eine Zunahme an Dürre-, Trockenheitsphasen, Wald-
brände und Niederschlagsrückgänge in den letzten 
Jahren zu beobachten sind, muss hier ein Brand-
schutzkonzept vorgelegt werden, da sich beide Vorha-
benflächen an Waldrändern befinden und eine Wald-
brandgefährdung darstellen. 
 
Wegen der zu sichernden Nahrungsmittelversorgung, 
muss von diesem volatilen Solarpark-Vorhaben sofort 
Abstand genommen werden, weil gerade dieses Kraft-
werk einem unbeschreiblich nicht zu rechtfertigen Flä-
chenfraß verursacht, Ersatzkraftwerke bei Dunkelheit 
benötigt und somit die Kosten immer weiter für die Ver-
braucher erhöht.  
 
 
 

Veröffentlichung 
städtebaulicher 
Vertrag 
 
 
 
Monitoring 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Brandschutzgut-
achten/Brand-
schutzkonzept 
 
 
 
 
 
 
Flächeninan-
spruchnahme 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme. Siehe Abwägungsvorschlag im B-Planver-
fahren. 
 
 
 
 
Maßnahmen zur Überwachung sollten vor allem einsetzen, 
wenn es durch eine vorgeschaltete Beobachtung Anzeichen 
dafür gibt, dass erhebliche nachteilige Auswirkungen vor-
handen oder in Entstehung sind. Dies gilt insbesondere hin-
sichtlich unvorhergesehener erheblicher Umweltauswirkun-
gen. Ein Artenschutz-Monitoring ist für das Projekt nicht 
durchzuführen, da es zum Zeitpunkt der Planung keine An-
zeichen für den Verlust von Lebensräumen/Lebensraum-
funktionen bei Einhaltung der Vermeidungs-, Erhaltungs- 
und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen gibt. 
 
Die Anforderungen an den Brandschutz werden auf B-Plan-
ebene im Verfahrensverlauf mit den zuständigen Behörden 
abgestimmt, konkrete Auflagen werden im Rahmen des Bau-
antrages geklärt. Ein Brandschutzgutachten wurde in der 
frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB weder vom 
Amt Temnitz als Träger des örtlichen Brandschutzes noch 
von der Brandschutzdienststelle des Landkreises gefordert. 
 
 
Wie schon erwähnt stehen durch das Vorhaben zwar land-
wirtschaftliche Nutzflächen für einen bestimmten Zeitraum 
nicht zu Verfügung, jedoch bietet sich gleichzeitig die 
Chance zur Erholung der (zumeist kargen) Böden für eine 
spätere Wiedernutzbarmachung für die Landwirtschaft. Die 
Aufstellung der Nahrungs- und Futtermittelversorgung ist in 
Deutschland so aufgestellt, dass eine Kompensation der 
wegfallenden Güter möglich ist. 
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Volatil kann nie sicher sein und die notwendig hohe An-
zahl von benötigten Modulen läßt Zweifel aufkommen, 
dass diese dem Lieferkettengesetz entsprechen und 
umweltschonende Materialien beinhalten. Der in der 
Bürgerversammlung genannte Investitionspreis von 30 
Millionen EUR läßt ebenso Zweifel aufkommen, dass 
diese Kosten den tatsächlichen Aufwand darstellen.  
 
Es wirkt nicht gerade seriös, hier mit Niedrigpreisen 
eine Kraftwerksplanung einzuleiten und zu befürwor-
ten, wenn das einzige Ziel die positive „Zustimmung 
der Gemeindevertretung" erreicht werden soll. Ist diese 
Vermutung berechtigt, kann davon ausgegangen wer-
den, dass das Projekt bei Satzungsbeschluss sofort an 
eine Investorengruppe veräußert wird.  
 
Auf Grund der Größe der Planungsfläche von ca. 130 
ha, der unmittelbaren Waldrandlage, der langandau-
ernden Betriebszeit und der verwendeten z.T. umwelt-
relevanten schwermetallhaltigen Module ist 
 
a) ein Planfeststellungsverfahren als auch 
 
b) ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herkunft PV-Mo-
dule/tatsächliche 
Kosten 
 
 
 
 
 
Vermutete Veräu-
ßerung an Investo-
rengruppe 
 
 
 
 
 
Planfeststellungs-
verfahren & immis-
sionsschutzrechtli-
ches Genehmi-
gungsverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme. Siehe Abwägungsvorschlag im B-Planver-
fahren. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Siehe Abwägungsvorschlag im B-Planver-
fahren. 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich bei den beiden geplanten PV-Anlagen um 
keine raumbedeutsamen Planungen, die einer Planfeststel-
lung bedürfen. Eine solche ist für PV-Freiflächenanlagen 
auch grundsätzlich nicht vorgesehen. Von den ca. 130 ha 
Plangebietsfläche werden auch nur ca. 115 ha mit PV-Anla-
gen bebaut (die ökologischen Ausgleichsflächen werden den 
Solarparks nicht zugerechnet, ebenso nicht die 5 - 10 m brei-
ten Abstandsflächen außerhalb der Baufenster in den Son-
dergebieten). 
Zwar beinhalten die meisten PV-Module Schwermetalle (Blei 
oder Cadmium), jedoch besteht die Gefahr der Freisetzung 
nur bei sehr starken Beschädigungen, die auf einer PV-Frei-
flächenanlage kaum zu erwarten sind. Bei bleihaltigen Mo-
dulen kann das Blei im Brandfall herausgelöst werden, je-
doch sind es in der Regel die technischen Nebenanlagen 
(Wechselrichter, Transformatoren), die Brände auslösen. 
Die PV-Module selbst sind in der Regel kein Brandverursa-
cher und bilden auch im Falle von Boden- oder Waldbränden 
keinen "Brandbeschleuniger". Aufgrund des erforderlichen 
Brandschutzkonzeptes ist eine größere Brandausbreitung 
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Es handelt sich hier um ein außerordentlich raumbe-
deutsames Vorhaben zur Errichtung und Betrieb eines 
Solarkraftwerkes zur Stromerzeugung mit fehlender 
Angabe zur Nennleistung, aber 26.000 Haushalte sol-
len damit versorgt werden, aber auch mit fehlendem 
korrektem Hinweis, dass das nur bei Sonnenschein 
möglich ist. Wie man ohne Nennleistungs- und prog-
nostizierter Stromerzeugungsmengenangabe zu ei-
nem Ergebnis von versorgbaren 26.000 Haushalten 
kommt, ist willkürlich, irreführend und nicht akzeptabel 
dargelegt, da nicht nachvollziehbar.  
 
Des Weiteren ist die Umnutzung von landwirtschaftli-
cher Fläche zum Zwecke der Errichtung und des Be-
triebes einer großflächigen Freiflächenphotovoltaik-
kraftwerksanlage (FFPhA) nicht akzeptabel, da keine 
landwirtschaftlich nutzbare Ausgleichsflächen darge-
stellt werden und keine alternative Standortprüfung er-
folgte.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Nennleistung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
landwirtsch. Aus-
gleichsfläche für 
Gewerbegebiet, Al-
ternativenprüfung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

auf eine Vielzahl der Module eher auszuschließen. Bei ei-
nem Modulbrand erfolgt anschließend eine Entfernung sämt-
licher Brandrückstände, auch am Boden. Ein immissions-
schutzrechtliches Genehmigungsverfahren nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ist deshalb nicht an-
zuwenden. 
 
Die Angaben sind auf FNP-Ebene nicht relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, für die wegfallenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen einen Ausgleich zu schaf-
fen. Auf den zu beplanenden Flächen wird bislang Getreide 
(Winterroggen, Sommergerste) angebaut, welches als Fut-
termittel dient und zukünftig auch anderweitig bezogen wer-
den kann. 
Für die Änderungsfläche 1 wurden keine Alternativflächen 
betrachtet, da hier die Flächen durch einen privaten Flächen-
eigentümer angeboten wurden und zum Siedlungsbereich 
von Rägelin ein Abstand von ca. 1.500 m besteht. Aufgrund 
der Lage der Änderungsfläche 2 zwischen der A 24 und der 
Bahnstrecke Neuruppin - Wittenberge sowie der Entfernung 
zum Ortsteil Netzeband (ca. 1.000 m) und der privaten Ei-
gentumslage wurden für diese Änderungsfläche ebenfalls 
keine Alternativstandorte betrachtet. Der gesamte Geltungs-
bereich der 3. FNP-Änderung wird zudem intensivlandwirt-
schaftlich genutzt. 
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Zusätzlich sind zu installierende Trafos und Umspann-
werke, Erschließungswege und Brandschutzeinrich-
tungen notwendig, die in den Planunterlagen aber nicht 
eindeutig erkennbar dargestellt wurden.  
 
 
Es handelt hier anscheinend eindeutig um eine vom 
Vorhabenträger bezahlte Planung, die vermutlich nicht 
unabhängig ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Darstellung Trafos, 
Erschließungs-
wege, Brand-
schutzeinrichtun-
gen 
 
nicht unabhängige 
vorhabenträgerfi-
nanzierte Planung 

Aufgrund der im B-Plan festgesetzten GRZ 0,7 entsteht in 
Summe für beide Teilgeltungsbereiche eine mit PV-Modulen 
überdachte Fläche von maximal 820.000 m2. Da nicht jedes 
Dach vollständig mit PV-Modulen bestückt werden kann, 
wird für Wohn- und Gewerbegebäude ein Pauschalansatz 
von 100 m2 PV-Dachfläche gewählt. Daher müssten auf 
8.200 (!) Gebäudedächern PV-Module installiert werden, um 
die gleiche Menge Strom zu produzieren wie in der geplan-
ten PV-Freiflächenanlage. Da dieses auch bis zu 8.200 pri-
vate Einzelvorhabenträger wären, ist erkennbar, dass es 
überhaupt nicht möglich wäre in einer relativ kurzen Zeit 
diese 8.200 Dächer mit PV-Modulen zu bestücken, zumal er-
heblich höhere Kosten entstehen würden. Die Installation 
von PV-Anlagen auf Dächern ist ein wichtiger Bereich der 
Energiewende, aber keine Alternative zu dem Bau auch gro-
ßer PV-Freiflächenanlagen. 
 
Die Stellung der technischen Anlagen, interne Erschlie-
ßungswege sowie Brandschutzeinrichtungen sind Teil der 
Ausführungsplanung und betreffen nicht die Ebene der Bau-
leitplanung. 
 
 
Es ist korrekt, dass die Planung vom Vorhabenträger finan-
ziert wird. Dies ist bei allen solchen Planungen so üblich und 
im Baugesetzbuch in § 11 gesetzeskonform geregelt und 
auch in einem städtebaulichen Vertrag zwischen der Ge-
meinde und dem Vorhabenträger vereinbart worden. Die Ge-
meinde behält dennoch die Planungshoheit, d.h. sie ent-
scheidet letztendlich mittels Abstimmung durch die Gemein-
devertreter über sämtliche Festsetzungen, Festlegungen 
und Vorgaben, sowie auch über die getroffenen Abwägungs-
vorschläge. Die Mutmaßung, dass die Planung nicht unab-
hängig ist, ist deshalb zurückzuweisen. Die Bauleitplanung 
ist immer ein Abstimmungsprozess, bei dem natürlich auch 
der Vorhabenträger seine Wünsche und Vorstellungen ein-
bringt, die dann aber wiederum mit dem Planungsbüro, der 
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Gemeinde (Bauverwaltung, Gemeindevertretung), den Be-
hörden und Trägern öffentlicher Belange sowie den Nach-
bargemeinden abgestimmt werden, auch die Öffentlichkeit 
hat bekanntlich die Möglichkeit der Äußerung. 
 

  
Der planaufstellenden Kommune sind keine weiteren Belange bekannt, die von den Behörden oder sonstigen Trägern öffentlicher Belange nicht vorgebracht 
wurden und dennoch für die Rechtmäßigkeit der Abwägung von Bedeutung sind. 
 

Fazit aus der Zwischenabwägung: 
Aus der Abwägung der vorliegenden Stellungnahmen ergeben sich folgende Änderungen in der Planung hinsichtlich der städtebaulichen und umweltbezogenen 
Belange: 
 
- In die Begründung werden die Unterkapitel 'Immissionsschutz' und 'Planungsalternativen' aufgenommen. Unter 'Immissionsschutz' wird auf vorliegende Blend-
gutachten im Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 "Bürgersolarpark Temnitzquell" verwiesen. 
- Ebenfalls in der Begründung erfolgt die visuelle Gegenüberstellung der bisherigen Darstellung von Flächen für die Landwirtschaft im wirksamen Flächennutzungs-
plan und der zu ändernden Darstellung von zwei sonstigen Sondergebieten "Solarpark" der 3. Änderung. 
- Weiterhin werden Angaben zu vorhandenen Leitungen, die zu schaffende Infrastruktur für den Stromtransport sowie landwirtschaftliche Belange eingefügt. 
 
Umweltbezogene Belange: 
Die Hinweise und Kritikpunkte aus den Stellungnahmen betreffen überwiegend die B-Planebene, wo diese auch ausführlich behandelt und berücksichtigt werden.  
Für den Umweltbericht zur 3. FNP-Änderung ergeben sich deshalb nur redaktionelle Änderungen. 
 
Zusammenstellung und Bearbeitung der Berücksichtigung der im Rahmen der Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen im Auftrag und in Abstimmung mit dem 
Amt Temnitz, handelnd für die Gemeinde Temnitzquell durch  
- Plankontor Stadt und Land GmbH, Karl-Marx-Straße 90/91, 16816 Neuruppin, Dipl.-Ing. Jörg W. Lewin / Sean Bellenbaum, M.A. 
- Büro Knoblich Landschaftsarchitekten BDLA/IFLA, Heinrich-Heine-Straße 13, 15537 Erkner, Johannes Schreyer, M.Sc. 
 
Diese Beschlussvorlage wurde in dieser Fassung in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Temnitzquell am __.__.2023 beschlossen. 
 
 
Walsleben, den ............................ 
 
gez. Thomas Kresse 
Amtsdirektor 
Amt Temnitz 


